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Zahlen, Fakten,
Welchen Gesetzen unterliegen Gesetze ?

Kurt Grünewald

Politik der Gefühle oder das Spiel
von „Bürger, Bauer, Bettelmann":

Das harte Einfordern von Treue und
Gehorsam und der verbissene Appell
an Pflichterfüllung und Opferbereit-
schaft begleiten die Geschichte der
Menschheit seit Jahrtausenden und sind
in ihrer regelmäßigen Wiederkehr Ab-
bild einer bestimmten Beziehung zwi-
schen Bürgern und Obrigkeit. Was in
totalitären Systemen Alltag ist, sollte
aber in einer parlamentarischen Demo-
kratie Rarität und besonderen Notsi-
tuationen vorbehalten sein.

Wenn Politiker von den Universitäten
Stillhalten und Verständnis gegenüber
den verordneten Sparmaßnahmen er-
warten, so darf die Interpretation er-
laubt sein, daß die wirtschaftlichen
Zeichen auf Sturm stehen und daher
von einer gewissen Krise gesprochen
werden kann.
Die Erlaubnis dazu wurde uns nicht
erteilt, denn nach Ansicht mancher
Mächtiger ist lediglich die Politik legi-
timiert, sich selbst zu erläutern, und
nur sie definiert die ihr genehme Wort-
wahl. Man hüte sich daher, von Krise
zu sprechen, von schlampig, unange-
brachter Hast oder gar den Gedanken
des Unrechtes in den Mund zu nehmen.
Das alles wird zum Akt nahezu anar-
chistischer Unhöflichkeit, wenn doch
Sanierung, Konsolidierung und der all-
gemeine Beitrag zur Gesundung der
Staatsfinanzen alles viel hübscher und
vermeintlich auch wissenschaftlicher
wiedergibt, was an Sparmaßnahmen
verordnet wurde.
Reaktionen der duldsamen Ausgewo-
genheit scheinen selbst in jenen Situa-
tionen eingefordert zu werden, in de-
nen manche politische Reaktion ver-
mittelt, man müsse bereits morgen den
Einfall der Hunnen in Österreich be-
fürchten.
In fast allen Gesprächen wird man un-
angenehm daran erinnert, wie brav,
ergeben und eingeschränkt die Reak-
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ythen und Gefühl

tionsmuster der Universitäten sein
müßten, um nicht gleich Irritation bei
jenen hervorzurufen, die aus der Posi-
tion politischer Mandatare das Recht
auf Sensibilität vorwiegend für sich
beanspruchen.
Besonders deutlich wurde dies am
„Universitätengipfel" spürbar. Hier galt
es erst zu vermitteln, daß naturgemäß
zumindest zwei unterschiedliche Qua-
litäten der Betroffenheit und Sensibili-
tät anzuerkennen sind: die Empfind-
samkeit jener, die Gesetze beschließen
einerseits und jener, die diese Gesetze
treffen, die ihre Auswirkungen erah-
nen und ihre Folgen spüren anderer-
seits. Dies ist teilweise gelungen und
weitere Gespräche sollen folgen.

Beträchtliche Störungen des Gespräch-
klimas konnten in der Verhandlungs-
runde nur von den größten
Euphemisten, nur von geübten
Verdrängern und jenen geleugnet wer-
den, die es verlernt haben, genau und
tiefer hinzuschauen.
Von dem gepriesenen Kontakt zur Ba-
sis war auf dem Exerzierfeld der „Klas-
sen" jedenfalls wenig zu spüren.
Angesichts des während der Verhand-
lungen vielfach geäußerten und erst
allmählich eingelösten Wunsches nach
harten Daten und Fakten und der damit
verbundenen Dringlichkeit einer „nüch-
ternen" Sachdiskussion mag dies jetzt
Einigen als unnötige „Psychologi-
siererei" erscheinen.
Der Umgang miteinander, der Abbau
von Dünkel, Arroganz, übertriebener
Wehleidigkeit und undifferenzierten
Rundumschlägen ist allerdings wesent-
liche Voraussetzung dafür, Mißtrauen
zu dämpfen und Vertrauen wieder auf-
zubauen. Ein weiteres Beharren in fest-
zementierten Fronten ließe nichts Gu-
tes erhoffen.
Es sollte der Regierung daher nicht
blanker Sadismus unterstellt werden,
der die Feder zu diesen Gesetzen führte
und einigen Politikern wie Beamten
wird man zugestehen, daß manches,
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was uns jetzt trifft, auch nicht leichten
Herzens verordnet wurde.
Uns aber darf die bange Vermutung
gestattet sein, daß die „reine Vernunft"
des Sparens auf ihrem Weg in die i m-
merkonkreterwerdende Detailplanung
fachspezifischer Eigenheiten zu einer
vermeintlichen, zu einer etwas ober-
flächlichen, nicht näherhinterfragbaren
Vernunft mutierte.
Es mag das unbewußte Erkennen die-
ser Mängel gewesen sein, das so rasch
die Verteidigung und das beinahe trot-
zige Festhalten an auffallend starren
Positionen hervorrief und Gegen-
reaktionen der Universitäten provozier-
te.
Die hartnäckige Verweigerung inhalt-
licher Diskussionen führte bald zu ei-
nem Ohnmachtsgefühl gegenüber ei-
ner großkoalitionär abgesegneten Ni-
belungentreue zum Unverrückbaren.
In einem Stadium, in dem eigene Ge-
danken bereits als störender Wider-
stand geortet werden und das Eigen-
schaftswort martialisch strapaziert
wird, wo man unschuldig glaubt sich
höflicher, ja beinahe höfischer Um-
gangsformen zu bedienen, wird der
viel geschmähte Aktionismus schon
einmal zum Instrument der Notwehr.
Man wird zugegebenerweise über man-
chen Protest wie über Geschmäcker
streiten können. Nur das allein bringt
uns keinen Schritt nach vorne.

Viel bedenklicher als eine Ästhetik-
diskussion über Demonstrationen er-
scheinen mir jedoch die Zeichen einer
zunehmenden Entfremdung zwischen
Politik und Universität und in ersten,
wenn auch kleineren Ansätzen zwi-
schen Kurien, Fachrichtungen und ih-
ren diversen Standorten. Differenzen
zwischen Universitäten und ihren An-
gehörigen können allerdings mit Ver-
nunft, Geschick, Energie und am be-
sten wohl durch Anstand und Solidari-
tät überwunden werden. Der sinnhafte
Glaube, daß das BMWVK Verbünde-
ter der Universitäten und Hochschulen
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ist und der Glaube daran, daß auch wir
vom BMWVK als Verbündete im
„Kampf" (die Gänsefüßchen mildern
diese martialische Ausdrucksform und
deren mögliche Auswirkung auf sensi-
ble Leser beträchtlich) um die Anlie-
gen und Aufgaben der Universitäten
gesehen werden, bedarf allerdings
dringlich neuer Nahrung.
Dies sollte geschehen, bevor aus blo-
ßer Wehleidigkeit Verletzungen und
Kränkungen werden, deren Wunden
die nähere Zukunft nicht heilen wird
können.
Zur notwendigen Verbesserung des
Verhandlungsklimas gehört daher ein
Mindestmaß an Respekt vor dem Ge-
genüber, auch wenn hier Differenzie-
rungen erlaubt sein müssen. Dem ver-
meintlichen Gegner immer nur „mit
dem Hintern ins Gesicht zu springen"
sollten, wenn schon nicht von den Er-
fordernissen einer beträchtlichen phy-
sischen Kondition beschränkt, so doch
zumindest in Abwehr der Gefahr er-
müdender Monotonie, engere Grenzen
gesetzt sein. Wenn aber andererseits
der Wunsch nach ruhigem Denken, die
Suche und auch die Besinnung auf Zie-
le und Aufgaben der Universitäten zwar
als notwendig anerkannt und gelobt,
im nächsten Atemzug jedoch als un-
lautere Verzögerungstaktik denunziert
wird, dann läuft einiges falsch, j a mise-
rabel.

Es kann nicht Ziel der Analyse eines
Verhandlungsklimas sein, hier einen
Kampf der Mächte der Finsternis ge-
gen die des Lichtes zu beschwören,
zumal ohnehin jede Partei und Kurie
die Sonne der Erleuchtung für sich,
wenn auch in unterschiedlichem Maße,
monopolisiert.
Strahlende wie finstere Gestalten fin-
den sich allerorts.
Einseitige Schuldzuweisungen bemü-
hen andauernd die gleichen langweili-
gen Kronzeugen, die uns nicht die
Analyse unseres eigenen Beitrages zur
zweifellos unglücklichen Situation er-
sparen können.
Das bloße Unterstellen der niederträch-
tigsten Absicht sollte allmählich der
Neugierde des aufmerksamen und vor-
urteilslosen Zuhörens weichen.
Sich dabei überzeugen zu lassen ge-
winnt ebenso Bedeutung wie die Ein-

sieht, nackte Forderungen durch über-
zeugende Argumente zu ersetzen.
Nachdem alle Gruppen Flexibilität als
Wert auf ihren Schild gehoben und
Prinzipien ja so lupenrein für sich selbst
sprechen sollten, dürfte, besten Willen
und Optimismus vorausgesetzt, bald
Bewegung in die Reihen kommen.

Solidarität ist mehr als der Titel ei-
ner Zeitschrift:

Der ebenso massive wie breite Wider-
stand der Universitäten gegen die ver-
ordnetenSparmaßnahmen führte in po-
litisches Neuland. Die Gewerkschaft
distanzierte sich unter zunehmendem
äußeren Druck von den Entwürfen der
Gesetzesnovellen und Vertreterinnen
wichtiger hochschulpolitischer Orga-
nisationen und Bewegungen wurden
additiv zu Neuverhandlungen geladen.
Mancher von uns fühlte sich wie auf
einem fremden Stern, so fremd waren
die Rituale. Als Fremde wurden wir
auch wahrgenommen, und bald signa-
lisierten Mißstimmungen lang gedien-
ter Gewerkschaftsfunktionäre, daß uns
eher die Rolle des andächtigen Zu-
schauers und Bewunderers als die der
Hinterfragenden und neue Vorschläge
unterbreitenden Mitverhandler zustün-
de.
Freies Denken in geschlossenen Räu-
men konnte allenfalls angeboten wer-
den. Ansonsten seien Gespräche über
die früher ausgehandelten Punktatio-
nen so zu führen, wie Kardinal
Ratzinger die römische Glaubens-
kongregation zu führen gewohnt ist.
Geschlossenheit in Verhandlungen ein-
zufordern, um die eigene Position ge-
genüber dem Dienstgeber nicht zu
schwächen, ist legitim. Nachdem die
Inhalte der Punktationen zu einer
Dienstrechtsnovelle vom 15. 6. 1995
uns damals lediglich zur Kenntnis ge-
bracht, aber nicht mit uns erarbeitet
wurden, ist die Erwartung einer Blan-
kounterschrift doch meilenweit von
dem entfernt, was ich unter basisnaher
Politik verstehe. Trotz zeitweiser,
manchmal allerdings sehr persönlich
gefärbter Animositäten sollte sich doch
die Überzeugung durchsetzen, daß erst
nach offener und freier, das heißt
unsanktionierter, Meinungsäußerung
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jener Konsens gefunden werden kann,
der sich über den Tag hinaus als tragfä-
hig erweist.
Es ist bei aller inhaltlicher Auseinan-
dersetzung ein Gebot der Fairneß, zu-
zugeben, daß die Position der Gewerk-
schaft in den früheren Verhandlungen
keine einfache war. Wenn nun die star-
re Haltung der Regierung und die rigi-
de Festschreibung bestimmter Spar-
vorgaben auf einzelne Unterteilungen
des Budgets jetzt auch von uns leidvoll
am eigenen Leib erfahren wird, so för-
dert das retrospektiv zwar nicht unein-
geschränkten Applaus für das gewerk-
schaftlich mitgestaltete Belastungs-
paket, allerdings aber ein besseres Ver-
stehen. Wenn nicht nur die Gewerk-
schaft, sondern nun wir selbst in den
Verhandlungen mit hunderten verschie-
dener Vorschläge einzelner Personen,
Gruppen, Fachrichtungen und Stand-
orte konfrontiert werden und von allen
die lückenloseste Umsetzung gerade
ihrer und nur ihrer erhobenen Forde-
rungen wie selbstverständlich ein-
gemahnt wird, dann sieht man vieles in
einem anderem Licht.
Falls die Zeichen nicht trügen, sollte
eine Annäherung unserer Positionen in
einzelnen Punkten möglich werden. Die
Propagierung von Feindbildern wird
jedenfalls von der BUKO nicht betrie-
ben und wäre auch ein schlechter poli-
tischer Ratgeber.

Es ist interessant, festzustellen, daß in
Diskussionen, Streitgesprächen und
Verhandlungen wieder vieles aus ei-
nem uralten Kampf zwischen Arm und
Reich auftaucht, zwischen jenen, die
das Sagen haben und jenen, denen die-
ses Sagen Befehl sein sollte. Es mögen
inzwischen die Privilegierten noch et-
was reicher und die Armen etwas we-
niger arm geworden sein, der Abstand
hat sich nicht verringert. Für Klassen-
kampf und Bildersturm werden Lor-
beeren schon lange nicht mehr verteilt.
Das sollte die BUKO keinesfalls daran
hindern, Privilegien, die ihrer Meinung
nach zu Unrecht bestehen, aufzuzei-
gen und für eine gerechtere Verteilung
der Mittel einzutreten.
Dabei wird man aber zur Kenntnis neh-
men müssen, daß Vorstellungen über
Gerechtigkeit und Werte nicht Mono-
pol einer Gruppe sind und mit Bedau-
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ein muß festgestellt werden, daß gera-
de aus diesem Grund auch nicht jede
Forderung einzelner „Mittelbauan-
gehöriger" mit der Inbrunst blinder
Solidarität vertreten werden kann. Ex-
treme Einkommensunterschiede zwi-
schen, aber auch innerhalb der Kurien,
die keinesfalls mehr durch überpropor-
tionale Leistungen gerechtfertigt wer-
den können, sind zu dämpfen, und der
Einsatz sowie die freie Entwicklung
von Begabungen werden vermehrt zu
fördern sein.
Es heißt nicht, den hohen Wert einer
fairen Entlohnung zu mißachten, wenn
darauf hingewiesen wird, daß struktu-
relle Verbesserungen, neue Karriere-
schienen, Arbeitsplatzzufriedenheit
und vermehrte Unabhängigkeit im Rah-
men natürlicher und gewachsener Au-
toritäten mit einigen zusätzlichen Schil-
lingen nicht aufgewogen werden kön-
nen.
Einzufordern wäre die Konzentration
auf Sachfragen und gute Lösungen für
die Universitäten so zu gestalten, daß
ihr Nutzen allen Gruppierungen ein-
sichtig wird.

Von den Fragen, die noch nie
gestellt wurden

Als Dohr gleich zu Beginn der ersten
Verhandlung die „Vorlage eines soli-
den Datenmaterials" forderte, wurde
vielen von uns erstmals und recht
schmerzlich bewußt, daß die zu ver-
handelnden Gesetzesnovellen, spezi-
ell jedoch die Abschätzungen ihrer
Folgen nicht auf Daten beruhten, die
ein unvoreingenommener und naiver
Laie wie selbstverständlich als Vor-
aussetzung und Grundlage jeder Ge-
setzesinitiative angesehen hätte.
Es mag damals wohl den täglich neuen
Überraschungen zuzuschreiben sein,
daß statt blankem Entsetzen nur un-
gläubiges Kopfschütteln zu vermerken
war. Eine gewisse Erschütterung über
die Politik ist jedoch geblieben wie die
Sorge, daß dies bei anderen Gesetzen
wohl auch so sein könnte.
Fehlendes Datenmaterial ließ nicht nur
die Motive, die zu einzelnen Paragra-
phen führten, hinterfragen, sondern
auch die Fragen nach dem Sinn dieser
Gesetze und ihrer zu erwartenden Aus-
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wirkungen stellen.
„Da diese Fragen in dieser Form noch
nie an uns herangetragen wurden, kann
ihnen darauf auch keine unmittelbare
Auskunft gegeben werden" war eine
ebenso verblüffend ehrliche, wie letzt-
lich auch erschütternde Antwort des
Ministeriums.

Für diese Erschütterung ist nicht um
Erlaubnis zu bitten, für diese Erschüt-
terung bedarf es auch keiner Rechtfer-
tigung und Entschuldigung.
Als völlig versponnener, hinterwäldle-
rischer Träumer und weltfremder Idea-
list bin ich mir vorgekommen. In
realitätsferner Romantik oder in blin-
der Schwärmerei des Untertanen sah
ich das Ministerium als Hort strategi-
scher Planung und höchste Beamte über
visionären Konzepten brüten, gefüttert
von Evaluierungsergebnissen und den
akribisch aufgelisteten Kalkulationen
von differenziertem Mangel und Über-
fluß.
Die Formulierung politischen Willens
schien mir so spannend und die Chance
für Österreich Neues zu denken und zu
entwickeln, so reizvoll, daß schon un-
bewußt (zu starkes odermächtiges Über
Ich ?) Respekt mir näher lag als Miß-
achtung.
Diese Mißachtung will sich bei mir
auch nicht einstellen, zu schwer fällt
der Abschied von lieb gewordenen
Idealen. Zurück bleibt eine tiefe Ent-
täuschung, Trauer und vielleicht auch
ein Stück Wut.
Höchste Beamte, die ich schätzen ge-
lernt habe, hecheln wie wir Daten nach,
revidieren, informieren, konstruieren
und formulieren. Die Aktenberge ma-
chen müde und verstellen die Sicht.
Interventionen, Petitionen und Klagen
rauben den Atem und halten die Zeit
nicht an. Einigen von ihnen ist die
Belastung anzusehen, die ihnen die
Hetze ins Gesicht geschrieben hat. Hier
verteidigen Beamte politisch diktiertes
Terrain mit durchaus unterschiedlicher
Begeisterung und vereinzelt fühlt man,
daß einige mehr mit uns gemeinsam
haben, als den politisch Verantwortli-
chen lieb und recht sein kann, nämlich
die Enttäuschung über die entzauberte
Politik.
Ich bleibe dabei, daß Denken und Ver-
nunft Zeit und Ruhe brauchen und wage

OUKO INFO

Kommentar

zu denken, daß diese Zeit und Ruhe der
Balance der eingangs abgehandelten
Gefühle dienlich wären.

Ständig neue Vorgaben und Gesetzes-
entwürfe zwingen uns aufgrund ihrer
Inhalte in pausenlose Defensivstellun-
gen, die alle Kräfte fesseln. Aufgabe
der BUKO wäre es aber, neue Vorstel-
lungen zu entwickeln und mit dem Mi-
nisterium an Vorwärtsstrategien zu ar-
beiten. Diese Aufgabe kann nur in of-
fenen politischen Arbeitskreisen be-
wältigt werden. Die Offenheit dazu
und die Einsicht darüber scheint der-
zeit nicht gegeben. Zu sehr fürchtet
man den „Dominoeffekt", zu sehrfürch-
tet man Prestige- und Autoritätsver-
lust, nicht sehend, daß diese Haltung
der erste Schritt zur Verwirklichung
dieser Befürchtungen ist.
Unseren Idealismus über Bord zu wer-
fen, macht wenig Sinn und wäre die
Kapitulation vor der Macht.

Versöhnlicher Abschluß

Daß sich unsere Befindlichkeiten auch
in Titelbildern ausdrücken, mag einige
befremden, denen wirklich vieles fremd
sein mag.
Die Wahrnehmung der Universität als
Fremdes und Ihrer Angehörigen als
Fremde bedürfte allerdings eines neu-
enAnonymus, derkein Dramolett, son-
dern sich die Trauer als Elegie und die
Enttäuschung als Drama von der Seele
schreibt.
Mir selbst wäre nichts lieber, als daß
bald zarte Blumen und weiße Wölk-
chen das BUKO-Info zieren könnten,
der lächelnde Minister und seine Be-
amten, umringt von strahlenden Ge-
sichtern des BUKO Plenums im Lor-
beerkranz.
Es wird noch ein wenig dauern, wer
weiß. Möglich ist alles und gedacht
darf es werden.

Univ.-Doz.Dr. K. Grünewal d
( Vorsitzender der BUKO,

Universität Innsbruck, Universitäts-
klinik für Innere Medizin,

E-Mail:
kurt.gruenewald@bukol . bukonf.ac. at)
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Verhandlungsbericht

Dienst- und
Eine Chronologie

Gerda Bohmann
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29.3.96:
In einer Vorbesprechung in der BUKO
(ab 11.00 Uhr) wird, unter Berücksich-
tigung möglichst breiter Streuung über
die Universitäten/Fakultäten und
Kunsthochschulen, das Verhandlungs-
team für den .,,nicht-gewerkschaftlich-
organisierten" Mittelbau nominiert:
BUKO: K. Grünewald und M. Herbst;
ULV: T. Reuther und A. Legat;
ÖPK: G. Bohmann und U. Felt
Die Vorbesprechung in der GOD (ab
13.00 Uhr) wird von Siegfried Dohr
geleitet. Neben der BSHL sind auch
Vertreter der PROKO und des
Lektorenverbandes anwesend. Nach
heftiger, kontroversieller Diskussion
gibt es eine Einigung darauf, mit der
Forderung nach „Sistierung der Geset-
zesentwürfe" in die Verhandlungen zu
gehen.
15.00 Uhr - Parlament: Nunmehr sind
auch Vertreter der Rektorenkonferenz
anwesend. Neben BM Scholten und
den VertreterInnen des BMWVK
(Höllinger, Matzenauer, Kraft,
Seeböck) auch einige BeamtInnen von
BMF (Marenzi u.a.) und BKA (Schä-
fer u.a.).

Nach neunstündiger Dauer dieser er-
sten Runde wird vereinbart, umgehend
Verhandlungen über ein neues Dienst-
und Besoldungsrecht - auf der Grund-
lage einer soliden Datenbasis - aufzu-
nehmen; diese müssen bis Ende Mai
zu einem Ergebnis führen. Dies ist die
Voraussetzung für eine Verschiebung
von Teilen der vorliegenden Gesetzes-
entwürfe. Daraus entstehende Belastun-
gen für das Budget müssen durch Ein-
sparungen im Lehrauftragsvolumen
( max. 15%) für das Wintersemester
1996/97 und durch Kürzungen der
Lehrauftragsremuneration (ca. 17%)
abgedeckt werden. Der Forderung des
Dienstgebers (BMWVK) nach einer
Beendigung der „Streiks" wird dadurch
Rechnung getragen, daß die BSHL in
der GÖD ihren Streikantrag verschiebt
und daß die VertreterInnen derUniver-

Besoldungsrechtsverhandlungen

sitäten und Kunsthochschulen in ihren
Versammlungen „positiv berichten".

11.4.96:
In der Vorbesprechung in der GÖD
wird vereinbart, daß das Aktions-
komitee der externen LektorInnen mit
einem/r Vertreter/in hinzugezogen
wird.
Der Verhandlungstermin im Parlament
ist vorrangig einer Übersicht über die
Datenlage gewidmet. Seitens des
BMWVK wird darauf verwiesen, daß
ein großer Teil der erforderlichen Da-
ten nicht verfügbar sei, da sie bislang
noch nie gebraucht worden waren. Es
wird vereinbart, daß die benötigten In-
formationen über Lehraufträge,
KollegiengelderundPrüfungstaxen i m
Sinne einer „Stichprobe" von folgen-
den Universitäten und Hochschulen ab-
gefragt werden: Universitäten Linz,
Innsbruck und WU, Gruwi- und Gewi-
Fakultät der Universität Wien sowie
Musikhochschule Graz.

18.4.96:
Nach einer unstrukturierten, chaotisch
verlaufenden Vorbesprechung in der
GÖD werden in der Verhandlungsrunde
folgende Probleme thematisiert: der
immer noch geltende Aufnahmestopp;
das Einfrieren der Personalmittel UTO
auf den Stand von 1995; die katastro-
phale Budgetvorgabe; die Unmöglich-
keit der Planung des kommenden Stu-
dienjahres. Ein Großteil der geforder-
ten Datenbasis liegt nunmehr vor; der
„Rest" soll von den Universitäten bis
25.4. verfügbar gemacht werden.

In Grundzügen diskutiert wurden:
UniversitätsprofessorInnen nach UOG
93; VertragsprofessorInnen, Dozen-
tInnen: z.B. Gleichstellung ao. und
o.Profs., Frage der Emeritierung;
dienstrechtliche Verankerung der Pro-
fessuren auf Zeit etc. Zugleich wurde
vereinbart, daß Entscheidungen - ins-
besondere wenn sie besoldungs-
rechtliche Fragen tangieren - erst dann
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getroffen werden können, wenn das
gesamte „Paket" hinreichend und ab-
schließend diskutiert ist. Laut Höllinger
sind die Verhandlungen vorerst auf ein
Dienst- und Besoldungsrecht für Neu-
eintretende bezogen; Übergangsrege-
lungen werden im Anschluß daran ver-
handelt.

Zusagen des BMWVK wurden zu
folgendem gemacht:
- Der Aufnahmestopp endet

definitiv am 30.4.
- Die Kürzung des Lehrauftrags-
kontingents für WS 96/97 darf
15% nicht übersteigen;
bis 10. Mai werden diesbezügliche
Vorgaben vorliegen.

22.4.96:
Vorbesprechung in der GÖD: Wir wer-
den von einigen Gewerkschafts-
vertretern angegriffen: wir hielten uns
nicht an vereinbarte Tagesordnungen,
mischten uns in Dinge ein, die uns
nicht unmittelbar betreffen (z.B.: Eme-
ritierung, Prüfungstaxen), hätten „un-
realistischeForderungen, "..."; wirwür-
dendamit die Verhandlungstaktik kon-
terkarieren und die Verhandlungen
gefährden. Und: die Punktation vom
15.6. lege bereits die Grundsätze fest,
sie sei nicht mehr zu hinterfragen. Es,
durften zwar in der Vorbesprechung
"die Fetzen fliegen"; in den Verhand-
lungen hätten wir uns an Vereinbarun-
gen zu halten, da die Gewerkschaft das
Hauptverhandlungsmandat bean-
sprucht. Nach langer kontroversieller
Diskussion wird aber neuerlich auf ein
Resümee der Vorbesprechung und da-
mit auf die Festlegung einer
Verhandlungslinie für den bevorste-
henden Termin von seiten der Gewerk-
schaft verzichtet.
Es entsteht für uns der Eindruck, daß
die Gewerkschaft, bzw. einige ihrer
Vertreter wenig Interesse daran haben,
ein Verhandlungsergebnis herbeizufüh-
ren, uns aber die Rolle des „Sünden-
bocks" für das mögliche Scheitern zu-
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spielen wollen.
15 Uhr - Parlament: Auch hier wird
angezweifelt, „ob wir in dieser großen
Runde so bald schon akkordierte Er-
gebnisse erzielen werden" (Matzen-
auer). Erneut werden die Probleme der
Budgetentwicklung für das WS 96/97
und der Planstellenbewirtschaftung an-
gesprochen und entsprechende Klar-
stellung vom Ministerium eingefordert.
Es wird vom BMWVK hinsichtlich
der Kontingentierung für das WS er-
neut auf den Termin 10. Mai verwie-
sen. Es wird zugesagt, die Nach-
besetzungsvorschläge der Unis und HS
für die dzt. offenen Stellen zu akzeptie-
ren.

Themenbereich DozentInnen: Einzig
klarer undkonsensueller Punkt der Dis-
kussion - sie sollen in der Planstellen-
kategorie der AssistentInnen verblei-
ben.

Seitens des BKA (MR. Schäfer) wird
ein Besoldungsmodell für Pro-
fessorInnen vorgestellt. Es sieht ein
Abgehen von der bisherigen Gehalts-
staffel und zusätzlichen Abgeltungen
und Einführung von Brutto-Fixbezügen
in vier Stufen vor.

Von Gewerkschaftsseite (F. Dotter)
wird ein Modell der weitgehenden Ein-
beziehung von Einkommensbestand-
teilen in das Fixgehalt und der Abgel-
tung zusätzlicher Lehre angesprochen.
Das Ministerium signalisiert, daß die-
se Variante bei Aufkommensneutralität
zumindest denkbar sei. Es wird verein-
bart, über beide Modelle nachzuden-
ken.

Für VertragsassistentInnen zeichnet
sich eine Lösung ab (sh. 7.5.), die noch
ausstehenden Daten sollen beim näch-
sten Termin vorliegen.

29.4.96:
Am Freitag, den 26.4., war ein Rund-
schreiben an alle Universitäten ergan-
gen, mit dem ein weiterer unbedingter
Aufnahmestopp verfügt wurde. Die
Vorbesprechung in der GÖD fand in
entsprechend aufgeheizter Stimmung
statt - zumal mit diesem neuerlichen
Aufnahmestopp die Verhandlungszu-
sage vom BM Scholten vom 18.4. ge-
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brochen worden war. Es zeige sich
damit zugleich die Absehbarkeit wei-
terer Belastungspakete und Aufnahme-
stopps. Es wird vereinbart, in der be-
vorstehenden Verhandlungsrunde dies-
bezügliche Klärungen einzufordern
und erst dann in der Punktation zum
Dienstrecht vom 15.6. fortzufahren.

In dieser Vorbesprechung konnten wir
auch einige Klarstellungen hinsicht-
lich unserer Rolle in den Verhandlun-
gen erreichen: unser Status als Mit-
VerhandlerInnen wurde bestätigt; un-
sere potentielle „Sündenbockrolle"
wurde bestritten; es wurde die Not-
wendigkeit, die Ergebnisse der Vorbe-
sprechung zu resümmieren, eingese-
hen.

Verhandlungsrunde im BMWVK:

1) Aufnahmestopp: Zum ministeriel-
len Rundschreiben vom Freitag mer-
ken sowohl Scholten als auch Höllinger
an, daß dieses zwar irreführend gewe-
sen, aber die Aufregung unbegründet
sei; zumal ein Anruf im Ministerium
zur Klärung beigetragen hätte. BM
Scholten weist darüberhinaus die Ver-
antwortung für den Aufnahmestopp von
sich.

2) Entwicklung von UTO:
Den aktuellen Budgetvollzug des
Wissenschaftsressorts betreffend (1.
Quartal 1996) führt Höllinger aus, daß
dieser bereits über dem Erfolg 1995 (1.
Quartal) liege.

3) VertragsassistentInnen -
„Parallellaufbahn":
Zum vorliegenden Entwurf wird von
uns grundsätzlich Zustimmung signa-
lisiert - einige Problembereiche müs-
sen aber einer Regelung unterzogen
werden (Teilbeschäftigung; Zulagen;
Übergangsbestimmungen). Es wird zur
Überarbeitung des Entwurfs eine Ar-
beitsgruppe (aus dem Verhandlungs-
team) eingesetzt.

4) Sabbatical:
Das BMWVK möchte eine Kontin-
gent-Lösung und dadurch den „Wett-
bewerb" betonen. Es solle mit der Re-
gelung einer „Minimallehrver-
pflichtung" (BM Scholten) gekoppelt
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werden; Über die Verteilung der Kon-
tingente müsse der Studiendekan ent-
scheiden. BM Scholten will eine
„Flucht aus der Lehre" verhindern.
Demgegenüber wird - von allen
„Dienstnehmergruppen" gefordert:
- Auf das Sabbatical soll ein Rechtsan-
spruch bestehen;
- es darf ein Semester nicht
unterschreiten;
- die Regelung ist auf alle Hochschul-
lehrerInnengruppen anzuwenden.

5) Ausbildungsphase für
AssistentInnen:
Ausgehend vom „Arzt in Ausbildung"
gemäß UOG 93 betont das BMWVK,
es solle in der ersten Phase der Hoch-
schullehrerlaufbahn keine Garantien für
den Verbleib an der Universität geben;
sie sollen vorrangig der Ausbildung
dienen. Vonunswurde dieserAnalogie-
schluß zurückgewiesen. Ein kurze
Ausbildungsphase für AssistentInnen
(mit Schwerpunkt auf Didaktik) er-
scheint uns angemessen; diese habe
aber für alle Neueintretenden ohne
Lehrerfahrung zu gelten.

Der nächste Termin soll der „Novelle
der Novelle" gewidmet sein, d.h. ei-
nem Abänderungsantrag zu den gerade
beschlossenen Gesetzen. Auch dazu
wird eine Vorbereitungs-Arbeitsgrup-
pe aus dem Verhandlungsteam einge-
setzt.

2.5.96:
Arbeitsgruppe zur „Novelle der No~
velle": Höllinger stellt klar, daß es Sa-
che der Einschätzung des Ministers
wäre, wann die Gespräche als erfolg-
reich zu betrachten sind oder nicht -
und Scholten wäre zu der Einsicht ge-
langt, daß wir gut vorankommen. Da-
her werden für 1 oder 2 Semester die
am 29.3.1996 vereinbarten „Über-
gangsbestimmungen" wirksam.

Zwei Fragen bestimmen die
Diskussion:
1. Soll das Gehaltsgesetz wirklich ganz
ausgesetzt werden? Ein (wenigstens
teilweises) Inkrafttreten wird vor al-
lem von G. Windischbauer gefordert.
2. Kann man noch etwas für die Anhe-
bung der Remunerationssätze tun? Dies
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scheint unmöglich, denn die finanziel-
le Krise ist größer als angenommen.

6.5.96:
Arbeitsgruppe zum Thema Vertrags-
assistentInnen - Ergebnisse sh. 7.5.

7.5.96:
Verhandlungen im BMWVK
1)Kernelemente der neuen
VertragsassistentInnen-Regelung:
* Die Gehaltstaffel wird bis zur Stufe
19 verlängert.
* Qualifikationserfordernis (wie bei
Universitätsassistentinnen) und
Qualifikationszulagen: bei Promotion
1 B iennalsprung, bei Habilitation 11/2.
* Forschungszulage: wird in ihrem qua-
litativen Anteil für halb- und vollbe-
schäftigte VertragsassistentInnen voll
ausgezahlt. Der quantitative Anteil nur
für Vollbeschäftigte.
* Die Teilung von Stellen soll nur in
besonders begründeten Fällen möglich
sein.
* Übergangsregelungen für Kollegln-
nen, die bereits seit zwei Jahren einen
Vertrag haben: nach vier Jahren Be-
schäftigung können Vollbeschäftigte
einen Antrag auf zweijährige „Puffer-
zeit" zur Erlangung des Doktorats stel-
len; Halbbeschäftigte Vertragsassis-
tentInnen auch nach sechs Jahren.
Dieser Gesetzesentwurf wird am 14.
Mai in den Ministerrat eingebracht und
soll bereits mit 1.10.96 in Kraft treten.

2) „Ausnahme vom
Aufnahmestopp":
Die Zuteilung der (im Ministerrat vom
30.4.) 300 zugesagten Stellen soll sich
an der Relation der derzeitigen Vakan-
zen an den Unis orientieren. Prinzipiell
sind aber für 1996 bei UTO 2,3% Ein-
sparung im Vergleich zum Erfolg 1995
die Vorgabe.

3) Die „Novelle der Novelle":
Teile des Gehalts- und des Abgeltungs-
gesetzes werden ausgesetzt, wenn:
* Das Minus von 17,3% bei den
Remunerationen akzeptiert wird;
* Prüfungsgelder auf 150.- reduziert
werden;
* Das Lehrauftragsvolumen um 10%
reduziert wird.
Gemäß BM Scholten soll diese Rege-
lung nicht nur für das WS 96/97, son-
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dem auch für das SS 97 gelten.
Die Kürzung der Kontingente wird auf
Fakultätsebene vorgegeben; Univer-
sitätsinterne Umschichtungen sind
möglich. Die Kontingente für nicht
remunerierte Lehraufträge, Tutorien
etc. werden auf dem Stand von WS
1995/96 auf WS 1996/97 eingefroren.
Damit werde der Einsparungseffekt von
130 Mio. an Unis und 43 Mio an Kunst-
hochschulen für das Jahr 1996 erreicht;
1997 müsse in der UT7 eine Einspa-
rung von 282 Mio. erzielt werden.

Trotz mehrerer (unterschiedlicher)
Bedenken gegen diese Regelung wird
vereinbart, daß die Übergangsregelung
für das gesamte kommende Studien-
jahr gelten soll.

Es wird weiters vereinbart, daß eine
Arbeitsgruppe den weiteren Arbeits-
plan für das neue Dienstrecht festlegen
soll. Prof. Koder fordert für diesen Ter-
min eine schriftliche Zwischenbilanz
der laufenden Verhandlungen.

15.5.96:
Diese Sitzung der Arbeitsgruppe ist
eine Einschätzung der bisherigen Ver-
handlungen durch BM Scholten - er
verspricht einen schriftlichen Bericht
für den nächsten Termin - und der
Beschlußfassungübereinen „Verhand-
lungsfahrplan" gewidmet.
Seitens der GÖD wird die Sorge zum
Ausdruck gebracht, daß getroffene Ver-
einbarungen und der Verhandlungs-
gegenstand budgetär nicht mehr ge-
deckt sein könnten. Laut BM Scholten
ist die finanzielle Deckung der Novel-
lierung der Novelle genau berechnet;
Die Probleme mit der UTO seien nicht
so dramatisch, wie die Universitäten
behaupten.
Höllingers Vorstellungen über einen
Terminplan für das Dienstrecht: etwa
noch 1/2 Jahr für Verhandlungen (hier
sind die Sommermonate eingerechnet);
dann sollen die Details so klar sein, daß
es eine Grundlage für eine gesetzliche
Formulierung gibt; 1/2 Jahr Begut-
achtungsfrist. Ab WS 97/98 soll dann
das neue Dienst- und Besoldungsrecht
gelten.
Gearbeitet werden soll in kleineren Ar-
beitsgruppen, die dem Plenum berich-
ten, wo dann akkordiert wird.
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Grünewald fordert, daß bei einer Ver-
kleinerung der Gruppen sichergestellt
werden müsse, daß die Balance im
Verhandlungsteam gewahrt bleibt.

Folgende Liste wird festgelegt: oberste
Priorität wird den Fragen der
„Lehrverpflichtung und Sicherung der
Zeit für Forschung", der „Abgeltung
für die Lehrtätigkeit", der „Mitwirkung
in der Lehre" und den „externen
Lektorinnen" eingeräumt; danach fol-
gen die Bereiche „Prüfungsgelder" und
„Dozentinnen" und schließlich
„Professorinnen nach UOG '93 bzw.
Vertragsprofessorinnen" und
„Sabbatical".

23.5.96.:
Arbeitsgruppe-Donnerstag vormittag:
Thema Lehrverpflichtung: Die Diskus-
sion zeigt, daß der Begriff als solcher
bzw. sein Anwendungsbereich keines-
wegs eindeutig ist; er beinhaltet so-
wohl quantitative als auch qualitative
Aspekte. Einige Bereiche, die einem
Konsens zugänglich erscheinen, gibt
es aber:
* Es soll kein „überbürokratisiertes"
Dienstrecht geschaffen werden;
* Lehre beschränkt sich nicht auf den
„Unterricht";
* Es besteht die Notwendigkeit einer
Begrenzung der Lehre (insbesondere
für den Mittelbau);
* Es müssen die unterschiedlichen
Rahmenbedingungen und Kapazitäten
der Studienrichtungen berücksichtigt
werden.

Plenum - Donnerstag mittag:
Es wird ein schriftlicher Bericht von
BM Scholten über die bisherigen Er-
gebnisse- der Hochschullehrerdienst-
rechtsverhandlungen (an dem wir noch
kleine Änderungen vornehmen) sowie
der Entwurf zur Novelle der Novelle
(der den Vereinbarungen zu entspre-
chen scheint) vorgelegt.
Einige aktuelle Probleme werden
thematisiert:
Die an manchen Universitäten - auf-
grund der uneindeutigen Formulierung
des Erlasses über die Zuweisung der
Kontingente - überproportionale Kür-
zung der Kontingente für frauen-
spezifische Lehrveranstaltungen. Die-
se seien - laut MR Kraft - bewußt nicht
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der 1O%igenKürzung unterzogen wor-
den; eine Ergänzung des Erlasses soll
ausgesendet werden. Die mit der Ent-

wicklung von UTO gegebe Unmög-
lichkeit, vakante Stellen nachzu-
besetzen; gravierende Probleme mit den
gekürzten Lehrauftragskontingenten an
manchen Fakultäten; die Unplanbarkeit
des Studienjahres - aufgrund der Zu-
weisung der Kontingente nur für das
Wintersemester. Höllinger begründet
dies damit, daß das Parlament noch
nicht beschlossen habe, die Novelle
der Novelle für zwei Semester in Kraft
zu setzen.

Arbeitsgruppe - Donnerstag
nachmittag
Prüfungstätigkeiten und
Lehrverpflichtung:
Es wird deutlich, daß das Ministerium
die Prüfungstätigkeit weitgehend un-
ter die Lehre subsummieren will. Dar-
an anknüpfend wird eine „Typologie"
von Prüfungen diskutiert, die unter-
schiedliche Abgeltungen nahelegt. Es
tauchen aber auch völlig neue Modelle
auf: z.B. Kontingentierung von
Prüfungsgeldern und interne Verwal-
tung durch die einzelnen Unis. Es wird
die Frage nach dem „Verwendungs-
bild" der Hochschullehrerinnen aufge-

worfen; Möglichkeiten und Schwie-
rigkeiten einer generellen gesetzlichen
Festschreibung der Lehrverpflichtung
werden besprochen. Nach einer (neu-
erlichen) Kontroverse um die Vor- und
Nachteile des §53 Gehaltsgesetz wer-
den verschiedene Modelle einge-
bracht:

Von BUKO, ULV, ÖPK und Aktions-
komitee folgendes (in Kurzfassung):

* Durchrechnung der Lehrverpflich-
tung über ein Studienjahr hinweg;
* Eine Lehrverpflichtung für Promo-
vierte darf 4 St./Jahr nicht überschrei-
ten; für Habilitierte bzw. Definitiv-
gestellte 6 Std./Jahr; diese ist über ein
erhöhtes Grundgehalt abzudecken,

* Darüber hinaus gehende Lehre ist
jedenfalls zu limitieren (für Promo-
vierte 8 Std./Jahr; Habilitierte bzw.
Defmitivgestellte 12 Std./Jahr) und über
angemessenes „Kollegiengeld" abzu-
gelten;
* Freiwillige Mehrleistungen - z.B.
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Lehrveranstaltungen an anderen Unis -
sind ebenfalls zu limitieren (max. zu-
sätzlich 8 Std./Jahr) und entsprechend

zu honorieren.

Auch von Gewerschaftsseite (G.

Steiner) wird ein - ähnlich quantifizier-
ter - Vorschlag eingebracht.
Es wird wiederholt festgestellt, daß wir
uns mit allen Modellen innerhalb des
gegebenen budgetären Rahmens zu
bewegen hätten!

24.5.96:
Fortsetzung der Arbeitsgruppe -
Freitag vormittag:
Themen: „Profil" der externen
LektorInnen und Modelle für die Fest-
legung von Dienstpflichten bzw. de-
ren besoldungsrechtliche Behandlung
und/oder Abgeltung. Hinsichtlich der
Frage des „Profils" werden alle bisher
vom Aktionskomitee vorgebrachten
Argumente erneut ins Treffen geführt
(vgl. den Bericht von A. Pechriggl).
In der weiteren Diskussion wird an
bereits skizzierte Modelle angeknüpft.
Es seien (bei allen Möglichkeiten) je-
denfalls zwei Garantien erforderlich

( Matzenauer/Kraft):
* Das Lehrangebot, der Studienbetrieb
ist zu gewährleisten;
* Es ist ein Schutz des Mittelbaus vor
überbordender Lehre erforderlich.

Es stehen jedenfalls vier „denk-
mögliche" Regelungsmodelle zur
Disposition:
a) Generelle Regelungen für die Lehre

im Dienstrecht ( x Std.)

b) Rahmenregelungen mitfestgeschrie-
benen Minima und Maxima

c) Eine Richtwert-Variante (x bis n
Stunden)
d) Verzicht auf quantitative Regelun-
gen (d.h.: Dienstpflichten-Festlegung
innerhalb der Universität/des Instituts/
durch den Studiendekan...)

Von uns wird gefordert, diese Varian-
ten auch tatsächlich durchzudenken -
in Zusammenhang mit jeweils unter-
schiedlichen besoldungs- und gehalts-
gesetzlichen Möglichkeiten - und auf
der dzt. Form des §53 nicht zu behar-

ren. Die Varianten c) und d) werden
für den Mittelbau aber abgelehnt.
Es wird vereinbart, daß sowohl die
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„Dienstgeber-", als auch die „Dienst-
nehmerseite" entsprechende Vorarbei-
ten übernehmen und daß in der Ar-
beitsgruppe weiter daran gearbeitet

wird.
Auf „Dienstnehmerseite" wurde in ei-
ner Sitzung des Koordinationsaus-

schussesder BSHL am 31.5. - in durch-

aus konstruktivem Klima - damit be-
gonnen.

Mag. Dr. G. Bohmann
(Institut für Allgemeine

Soziologie, WU-Wien
E-Mail: bohmann@wu-wien.ac.at )

Stellungnahmen der BUKO
Die Auswirkungen des Belastungspakets der
Aufnahmestopp unddie Dienstrechtsverhand-
lungen dominieren klarerweise die Hoch-
schulpolitik. Dennoch sollte nicht übersehen
werden; daß zurzeit auch einige andere wich-
tige Weichenstellungen im Hinblick auf die
Konretisierung der Umsetzung des UOG 93
in Vorbereitung sind. Zwei wesentliche
Verord-nungsentwürfe standen jüngstzu Be-
gutachtung,einerüber die Evaluierung und
einer -ber die Bedarfsberechnung und die
Erstellung des Budgetantrages. Die
Evaluierungsverordnung wurde von der
BUKO grundsätzlich abgelehnt, aber auch
die Budgetverordnung weist sehr weitrei-
chende Kritikpunkte auf. Beide Stellungnah-
men können im Büro der BUKO angefordert
bzw. auf der Homepage eingesehen werden.

Zu diesem BUKO-Info
Der nicht gewerkschaftlich organisierte Mit-
telbau ist in den Dienstrechtsverhändlungen
durch die BUKO, den ULV und das
ÖsterreichweiteProtestkomiteevertreten.Die
externen LektorInnen sind durch das neu-
gegründete Aktionskomittee und den
Lektdrenverband repräsentiert. Vertreter al-
ler dieser Gruppierungen kommen in diesem
BUKO Info zu Wort. Darüber hinaus haben
uns zahlreiche Meinungen und Kommentare
zu den Protesteng den Verhandlungen und
zum letzten BUKO-Info erreicht. Aus Platz-
gründen können wir diese Reaktionen hier
leider nicht abdrucken. Wir veröffentlichen
jedoch alle Lesermeinungen auf unserer
hömepage im Internet. Außerdem weisen
wir daraufhin, daß seit kurzem auf unserer
Webseite unmittelbar die Möglichkeit zur
Diskussion besteht. Windanken allen enga-
gierten Leserinnen für die Rückmeldungen
und hoffen auf einen noch intensiveren Diaolg
i m Internet.

Homepage / Tel.Nf.: 3199315-11
http://www.xpoint.at/buko/default.ht m

Für die Redaktion
Mag. Margit Sturm, Generalsekretärin

der BUKO

mailto:bohmann@wu-wien.ac.at)
mailto:bohmann@wu-wien.ac.at)
http://www.xpoint.at/buko/default.htm
http://www.xpoint.at/buko/default.htm


Verhandlungsergebnisse

Vertragsassistentlnnendienstrecht
Letzte Auflage?
Anneliese Legat

Noch vor der Sommerpause des Parla-
mentes wird eine Novelle des Vertrags-
bedienstetengesetzes 1948 beschlossen
werden, die Neuregelungen des Dienst-
rechtes für Vertragsassistentinnen
( VAss) beinhaltet.

Ausgangspunkt:

Durch das Erkenntnis des Ver-
fassungsgerichtshofes vom 1. Oktober
1993 (G 134/92-7 ) wurde die befriste-
te Verwendungsdauer von VAss als
verfassungswidrig erkannt und der ur-
sprüngliche Zustand mit den Nachtei-
len der in anderen Bereichen nicht ge-
duldeten Kettenverträge verbunden mit
einer "gedeckelten" Gehaltsstaffel wie-
derhergestellt. Obwohl kein ausdrück-
licher Gesetzes-änderungsauftrag er-
teilt worden ist, schien der
Novellierungsdruck trotzdem so groß,
daß ein dem UnivAss-Dienstrecht nach-
gebildetes Modell (siehe die bezug-
nehmende Darstellung und hochschul-
politische Bewertung in BUKO-Info
4/94 und 1/95) entwickelt wurde.

Der schon seit längerem diskutierte
Gesetzesvorschlag wurde nach Ver-
handlungen im Frühjahr dieses Jahres
auf Grund von Diskussionsbeiträgen
der nichtgewerkschaftlichen Mittelbau-
vertretungen (BUKO, ULV, ÖPK) in
einigen Punkten abgeändert:

* Auf Grund der im Frühjahr dieses
Jahres in Folge des Strukturanpassungs-
gesetzes (vulgo Sparpaket II) auftre-
tenden Strukturmängel ist grundsätz-
lich von Vollbeschäftigungsverhält-
nissen im AssistentInnenbereich aus-
zugehen. Zusätzlich schlägt auch die
Überlegung durch, daß qualifizierte
Tätigkeiten in Wissenschaft und For-
schung mit Dauer-Teilzeitbeschäf-
tigungen nicht in Übereinstimmung zu
bringen sind. Dies bedeutet, daß Assi-
stenten-Planstellen grundsätzlich nicht
geteilt werden und halbe Planstellen in
Zukunft zusammengeführt werden. Da
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die bisherigen Ausnahmebestimmun-
gen eher exzessiv gehandhabt wurden,
werden nunmehr von der Zielbestim-
mung abweichende beabsichtigte Um-
setzungen einer verstärkten Beobach-
tung unterzogen werden. Hinsichtlich
dieser Maßnahmen werden wohl die
zuständigen Universitätsorgane, insbe-
sondere der Rektor und das BMWVK
als Aufsichtsbehörde in die Pflicht ge-
nommen werden (müssen).

* Weiters wird fürTeilbeschäftigte auch
eine Abgeltung des qualitativen Teils
der Mehrdienstleistung durch eine an-
teilige Zuerkennung der Forschungs-
zulage gewährt.

* Außerdem wurden Übergangsbestim-
mungenfür diejenigen Fälle aufgenom-
men, die bisher noch kein Doktorat
oder gleichzuhaltende Eignung vorzu-
weisen haben, aber an die Bestellungs-
grenze gelangen, wodurch sich die Frist
für den Qualifikationserwerb verlän-
gert. Für VAss mit Doktorat am Ende
der zweiten Laufbahnstufe ist keine
Pufferzeit vorgesehen, weil davon aus-
zugehen ist, daß "der Fortschritt der
fachlichen Qualifikation des Vertrags-
assistenten in den mehrfachen Weiter-
bestellungsverfahren ausreichend über-
prüft und bestätigt worden ist", so die
erläuternden Bemerkungen des Ent-
wurfes 1846-BDG-Novelle. Von Sei-
ten des Ministeriums wurde darüber
hinaus signalisiert, bei Vorliegen einer
tatsächlichen Fehlverwendung VAss
auf VB-Planposten überzuleiten.

Rechtspolitische Wertung:

Diese neuen Regelungen bieten sicher-
lich mehr Arbeitsplatzsicherheit, stel-
len aber auch erhöhte Anforderungen
und verlangen verstärkte Qualifika-
tionsleistungen von den Betroffenen,
was aber auch Vorteile für die weitere
Berufslaufbahnplanung bringt (z.B.
verheissungsvolle Umstiegsmöglich-
keiten in die Univ. Ass. Schiene). Das
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Teilbeschäftigungsverhältnis wird zu-
nehmend als Durchgangsstadium ge-
sehen, was in den Umfrageergebnissen
der BUKO auch bestätigt wird. Damit
werden wohl unerwünschte Begleiter-
scheinungen, wie dauernde und aus-
schließliche Systemerhaltertätigkeiten
oder Abhängigkeiten wegen der Ketten-
vertragssituation mit einer impliziten
Tendenz zur Fehlverwendung gemil-
dert werden.

Das neue Modell entspricht den im
Trend liegenden Topoi von Sparsam-
keitundEffizienz, im Sinne von erhöh-
tem Output und minderer Entlohnung.
Aus der Kenntnis der Praxis heraus
werden nämlich trotz der Einmahnung
von gesetzlich garantierter Forschungs-
zeit und verlängerten Fristen For-
schungsleistungen sicherlich in der
Freizeit erbracht werden müssen, wie
dies selbst bei den vollbeschäftigten
Univ. Ass. den Regelfall darstellt.

Ein besonders gravierender Nachteil
gegenüber dem Univ.Ass. Modell soll
aber nicht verschwiegen werden: Selbst
bei Erbringung der geforderten Quali-
fikationen besteht kein Anspruch auf
Verlängerung des Dienstverhältnisses.
Hier kann im Anlaßfall Rechtsschutz
nur über das Arbeitsgericht bean-

sprucht werden.

Univ.-Ass.Mag.Dr. A. Lega t
(Institut für Österr. Rechtsgeschichte,

Universität Graz)
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Lehrauftrags ontin ente
Studien sind nicht nur eine Anzahl von Stunden
Michael Herbst

Es ist zu bezweifeln, daß jener ge-
wünschte Effekt der sinnvollen
Verschlankung der Studien jetzt ein-
tritt, den sich Sektionschef Höllinger
sowohl vom neuen UniStG wie auch
von den Kürzungen der Lehrauftrags-
kontingente erwartet, wenn er sinnge-
mäß argumentiert:
So wird sich jede Studienrichtung über-
legen müssen, was im Studium sinn-
voll und daher unentbehrlich, und was
nicht sinnvoll und daher entbehrlich
ist.
Daß die verordnete Radikalkur die Stu-
dien inhaltlich und strukturell verbes-
sert, Studien tatsächlich effizienter und
kürzer macht, kann ich mir, obwohl ich
es mir wünsche, nicht vorstellen, es
werden tradierte Ungleichgewichte
eher weitergeschrieben als ausgegli-
chen. Denn warum sollte es unter dem
Druck der Einsparungsquote plötzlich
möglich sein, Studien fakultätsweit zu
diskutieren, deren Bedingungen und
bisherige Stundenkontingente aus ver-
schiedenen Notwendigkeiten heraus so
unterschiedlich sind wie die Studien
selbst.
Wenn Studienrichtungen, die bisher
aus Personalmangel zum erhöhten Zu-
kauf externer Lehre gezwungen wa-
ren, ums Überleben kämpfen, wird
wenig Solidarität und Verständnis für
andere Studienrichtungen zu erwarten
sein. Diese Solidarität könnte sich nur
durch Abgabe von Stunden äußern,
und wer gibt schon Stunden her, wenn
er selbst einsparen muß, abgesehen
davon, daß die Sprachlosigkeit zwi-
schen Studienkommissionen eine viel
längere Tradition hat als das Bemühen
um Austausch und Verständigung.
Ich habe versucht, in der Studien-
richtung, in der ich arbeite aus dem
Zwang eine Tugend zu machen und
studienpolitisch zu denken, diskutier-
bare Einsparungsvarianten nach
Prioritätsvorstellungen zu entwickeln
und bin dabei neben allen sozialen und
institutsatmosphärischen Schwierig-
keiten auf äußerst profane Grenzen
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gestoßen: Derzeit unterliegen Studien-
pläne noch den geltenden Studien-
ordnungen, die sowohl Maxima wie
Minima des Stundenrahmens des
Gesamtstudiums und auch pro Studien-
inhalt festlegen.
Liegt die Anzahl der geforderten
Pflichtstunden am unteren Limit, so ist
es gesetzlich gar nicht möglich, auf
diesem Sektor einzusparen, ohne die
Studienordnung zu ändern. Wer schon
in prosperierenden Zeiten daran ge-
dacht hat, dies aus Reformnot-
wendigkeit zu tun, weiß wie schwierig
so ein Unterfangen ist (österreichweite
Akkordierung aller gleicher Studien-
richtungen, Antrag ans Parlament, Be-
gutachtung in den Unterausschüssen,
Beschlußfassung im Parlament usw).
Unter zwei bis drei Jahren war dies
kaum möglich, meistens scheiterten
solche Versuche schon im Vorfeld der
Beratungen.
Wozu jetzt? Das Parlament hat anderes
zu tun, abgesehen davon sind in Kürze
mit Inkrafttreten des neuen UniStG
Studienordnungen ohnehin obsolet.
Liegt die Anzahl der Pflichtstunden am
Maximum, muß zumindest der Studi-
enplan geändert werden, was wieder-
um derzeit noch der ministeriellen Be-
gutachtung und Genehmigung bedarf.
Es ist zwar kaum anzunehmen, daß
Veränderungsvorschläge, die zu Ein-
sparungen führen, vom Ministerium
lange begutachet oder gar abgelehnt
werden.
Es ist jedoch weder anzunehmen, daß
bis zum Studienbeginn im Herbst der-
artige Verfahren abgeschlossen sind,
noch daß die Motivation der Hoch-
schulen zur Selbstentleibung sehr hoch
sein wird, abgesehen davon, daß selbst
dafür in den Kollegialgremien die not-
wendigen Beschlüsse jetzt gefaßt wer-
den müssen und nicht erst im Winter-
semester.
Einsparungspotentiale liegen am
Pflichtstundensektor vor allem bei je-
nen Veranstaltungen, die aufgrund ho-
her Teilnehmerzahlen mehrfach ange-
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boten werden müssen. Parallel-
veranstaltungen haben viele Gründe,
meist sind es gesetzliche Rahmenbe-
dingungen oder hoffentlich didaktische
Notwendigkeiten.
Dort zu reduzieren bedeutet unweiger-
lich Studienverzögerungen für die Stu-
dierenden oder weitere Belastungen der
Lehrenden durch Steigerung der
Betreuungsrate, die in manchen
Studienrichtungen bereits jetzt bei über
200 Studierenden pro Hochschullehrer
liegt.
Welches politische Kalkül liegt dem zu
Grunde - hoffentlich keines, denn die-
ses könnte nur ein zynisches sein: Ar-
beitet mehr, ihr bekommt ja ohnehin
weniger dafür!
Bei den Wahlpflichtfächern, die als
Vertiefungsfächer für kombinations-
pflichtige Studien, wie die Lehramts-
studien es sind, die erste Studien-
richtung begründen, konnte ursprüng-
lich nur auf bestehendem Angebot auf-
gebaut werden. Diese Fächer zu redu-
zieren bedeutet gleichzeitig die
Wahlmög-lichkeit auf ein Minimum
einzuschränken, es kann also gar nicht
mehr von Wahlpflichtfächern die Rede
sein.
Das verbleibende Fächerangebot wird,
je nach in der Studienordnung festge-
legter, verpflichtender „Wahl"stunden=
anzahl zum Pflichtfachangebot für
Studierende derersten Studienrichtung
und ist daher genauso zu behandeln
wie das Pflichtfachangebot.
Bleiben nur mehr die Freifächer.
Diese werden daran glauben müssen
und das bedeutet einen nicht zu unter-
schätzenden qualitativen Substanzver-
lust. Das bisher schwerfällige Procedere
bei Studienordnungsänderungen dräng-
te innovative Inhalte in Lehrveranstal-
tungen der Freifachgruppe. Mit einem
Federstrich müssen nun Lehrinhalte
eliminiert werden, die oft höhere Ak-
tualitätund Relevanz haben als so man-
cher Pflichtfachlehrinhalt.

Die denkbar schlechteste Zeit, über die



Europäische Union

sinnvolle Gestaltung von Studien nach-
zudenken, selbst wenn man wie ich
konstatiert, daß ohne Budgetdruck die-
ses Nachdenken wohl kaum in Gang zu
bringen ist, außer man erwartet sich
vom Universitätsstudiengesetz genug
und nicht nur sanften Reformdruck.
Die vom Ministerium angebotene Op-
tion der Flexibilisierung in der UT 7 als
„Erleichterung" (Ausweichen in den
Gastprofessurenanteil der UT7) ist wohl
so keine echte Erleichterung angesichts
der bereits gefaßten Beschlüsse und
der Tatsache, daß in die 10%Quote alle
notwendigen Supplierungen und die
Sonderkontingente manövriert wurden,
sofern sie dort überhaupt bedeckbar
sind.
Die wahren Einsparungsquoten sind
daher im Grunde viel höher als 10%
und sind ebenso in Stunden umgerech-
netes Schwindelbudget wie die UTO.

EU-Projekte -

	

t
Hans Mikosch

Mit großen Erwartungen und auch gro-
ßen Hoffnungen nutzten Dutzende
österreichische Forschergruppen die
neuen Möglichkeiten, sich im Rahmen
von Forschungsförderungen der euro-
päischen Gemeinschaft um Mittel für
die Weiterführung oder den Neube-
ginn eigener und gemeinsamer wissen-
schaftlicher Arbeiten zu bewerben.

Einer dieser neuen Bereiche ist TMR,
` Transfer and Mobility of Researchers',
der 4. Tätigkeitsbereich des 4. Rah-
menprogramms für Forschung und
technologische Entwicklung für die
Jahre 1994 bis 1998. Dieser thematisch
nicht eingeschränkte Teil für die Na-
tur- und Ingenieurwissenschaften, für
wissenschaftliche Forschung in Wirt-
schaft und Managment ist eine Weiter-
entwicklung anderer, früherer Program-
me der europäischen Gemeinschaft wie
` Human Capital and Mobility' (1992-
94), `Stimulation' (1983-88), ` Science'
(1988-92), ` Access to Large
Installations' (1989-92) und ` SPES'
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Da auch die Summen an Kollegiengeld
für sogenannte nicht remunerierte Lehr-
aufträge eingefroren wurden, lassen
sich letztlich auch remunerierte nicht
in nicht remunerierte Lehraufträge um-
wandeln.
Als Mitverhandler der großen Runde
weiß man bald nicht mehr, wofür man
sich mehr prügeln wird lassen müssen.
Für die 30% Einkommenskürzung, für
die Regelung 17% Einkommens-
kürzung bei gleichzeitiger Reduktion
des Lehrangebotes um 15% oder für
die scheinbare Entlastung des
Kontingentdruckes auf die Quote von
10%, die in Wahrheit viel höher liegt,
wobei niemand genau weiß, wie hoch,
oder für die Ansicht, daß im Grunde
gespart werden muß und das auch mit
einiger Anstrengung erreichbar sein
müßte. Wofür man mit Recht geprü-
gelt werden kann, ist, wenn man be-
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(`European Stimulation Plan for
Economic Science', 1989-92) und soll
in dessen Bereich beitragen zu den
Vorhaben der Gemeinschaft in der
Forschung, der technologischen Ent-
wicklung und der Darstellung ihrer all-
gemeinen Politik. Dieses 4. Rahmen-
programm ist insgesamt ausgestattet
mit 12,3 Mrd. ECU (163,6 Mrd öS)
und einer allfälligen Überziehungs-
reserve von weiteren 700 Mio. ECU;
davon entfallen aber nur 744 Mio. ECU
oder 6,1 % auf TMR. Dessen detaillier-
te programmatische Aufgaben sind
wiederum in drei Teile geteilt, und
zwar Forschungsnetzwerke, Zugang zu
Großforschungsanlagen und Ausbil-
dung durch Forschung. Dadurch sollen
u.a. ein System von Eurokonferenzen
für den Kontakt junger Forscher mit
führenden Wissenschaftern verschie-
dener Disziplinen entwickelt werden,
Übungskurse in Laboratorien oder der
Industrie organisiert werden, um For-
scher mit neuen Methoden und Techni-
ken vertraut zu machen, Preise ausge-

hauptet, daß es mit diesen Vorgaben
möglich sei, Studien sinnvoll zu refor-
mieren.
Bei allem Verständnis für die Notwen-
digkeit des Sparens wird es in zuneh-
mendem Maße schwieriger, Verhand-
lungsergebnisse als relative Erfolge an
den Hochschulen zu verkaufen.
Die Botschaft muß vielmehr sein: Re-
duktion der Gelder bedeutet auch Re-
duktion des Leistungsangebotes der
Hochschulen. Die Verantwortung da-
für tragen nicht die Hochschullehrer,
sondern die, die diese Fehlpolitik be-
treiben.

Mag. M. Herbst
(Institut für Werkerziehung,

Akademie der bildenden Künste, Wien)

schrieben werden für Nichtgraduierte
oder für Wettbewerbe junger Wissen-
schafter an Höheren Schulen, Finan-
zierungshilfen darstellen für die Erhe-
bung der ökonomischen und sozialen
Auswirkungen und der möglichen tech-
nologischen Risken, sowie für verschie-
dene Unterstützungsmaßnahmen zu-
gunsten weniger entwickelter Regio-
nen.

Für verschiedene Teilbereiche wie
z.B. die Netzwerke, also für grenz-
überschreitende Projekte, liegen erste
Berichte über die Auswertung und die
Zuteilungen vor: Von den zur Bewer-
tung zugelassenen 1427 Projektan-
trägen wurden 91 bewilligt (EU-weit),
das entspricht mit 6,4% Zuweisungs-
rate ungefähr der Vorgabe von 6%, und
bei einem dafür vorgesehenen Budget-
volumen von 150 Mio ECU einer durch-
schnittlichen Förderung von 1,64 Mio
ECU. Typischerweise besteht solch ein
bewilligtes Projekt aus 8 Partnern und
hat eine Laufzeit von mehr als 3 Jahren,
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womit sich ein Finanzierungsvolumen
von 60.000 ECU pro Jahr und Partner
oder ca. 2.200 Mann-Monate ergeben.

Die Bewertung erfolgte fachbereichs-
mäßig durch Wissenschafterteams von
ca. 30 Mitgliedern, wobei der Vorsit-
zende in einem mehrstufigen Verfah-
ren im Schnitt 3 Gutachten pro Antrag
einholt, für diese Gutachten ca. ein
Monat Bearbeitungszeit zur Verfügung
stehen, aber doch max. 25 Proposals
pro Gutachter auftreten können. Die
ersten Sitzungen der Bewertungs-
gruppe werden zu einem internen Mei-
nungsaustausch aller Mitglieder ver-
wendet, um annähernd gleichwertige
Bewertungskriterien zu erzielen. Eine
mögliche Kriterienliste könnte sein:
bestmögliche Namen der Bewerber,
Industriekontakte, wo es die Themen-
stellung erfordert, die Forschungs-
zusammenarbeit soll aus dem Antrag
klar hervorgehen, ein hohes Niveau im
Netzwerk abdecken und synergetisch
für das Thema sein. (Diese Auflistung
kann aber nur beispielhaft gewertet
werden, da die Mitglieder der Gruppe
für jeden Bewerbungstermin großteils
ausgetauscht werden, jedenfalls der

Verwaltungsakademie des

Die Verwaltungsakademie des Bundes veran-
staltet ab Anfang September 1996 den neunten
postgradualen Lehrgang zur europäischen

Integration für die öffentliche Verwaltung.

Wesentliche Elemente dieses gemäß § 40a des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes an-
erkannten Lehrgang sind EU-Seminare,
Verhandlungs- und Sprachkurse sowie inter-
nationale Studienaufenthalte.

Durchführung:
Der Lehrgang wird in zwei Teilen, einem
Grundlehrgang (2.9. bis 25.10.1996) und ei-
nem Erweiterungs- und Vertiefungslehrgang
(28.10. bis 10.12.1996) durchgeführt. Es kann
entweder der gesamte Lehrgang besucht wer-
den, oder nur einer der beiden Teile: für den
zweiten Teil werden die entsprechenden Kennt-
nisse (EU-Recht, Institutionen, Entscheidungs-
prozesse, ökonomischeIntegrationswirkungen)
vorausgesetzt.
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Vorsitzende gewechselt wird, und die
Gruppe bei der Festlegung ihrer Krite-
rien autonom ist.) Im konkreten Fall ist
die Vergabe der Projekte geheim bis
zur mehrtägigen Schlußsitzung.

Den letztendes ausgewählten Anträ-

gen muß ohne Einschränkung höchstes
Niveau zugesprochen werden, aber auf
Grund der niedrigen Zuweisungsrate
von 6% ist auch der Unterschied zu den
nächsten Anträgen in der Reihung ex-
trem knapp und durch ein zur Anwen-
dung gelangendes Punktesystem doch
auch zufallsbehaftet. Die Bewertung
erfolgt in vier Gruppen: Zuweisung
incl. Warteliste, Rückverweisung an
den nächsten Einreichtermin mit ge-
ringen bzw. beträchtlichen Änderun-
gen, Ablehnung. Eine Begründung der
Position in der Reihe erfolgt nicht, auch
nicht für die `Warteliste'; der Projekt-
leiter erhält nur eine Detailwertung der
einzelnen Gruppen.

Es wird angestrebt, die Zuweisungs-
rate auf ca. 15% zu erhöhen, über die
Methoden dafür gibt es aber unter-
schiedliche Ansichten. So würde zwar
eine Verbindung der nächsten beiden

undes Europaakademie

mit Europabezug anstreben, und zwar in der
österreichischen Verwaltung oder bei den In-
stitutionen der EU.

Teilnahmevoraussetzungen:

* abgeschlossenes Hochschulstudium
Englisch- und Französischkenntnisse; zu-

mindest eine dieser Sprächen fließend.

Bewerbung:
* ausgefülltes Bewerbungsformular,
• Aufnahmegespräch an der Verwaltungs-
akademie

TeilnehmerInnenzahl:
maximal 24

Kursgebühr:
(nurfürNicht-Bundesbedienstete): öS 90.000;

bzw: öS 45.000,- je Teil

Reisekosten:
(Fahrt- und Nächtigungskosten der beiden Aus-

landsreisen): öS 25.000,-Zielgruppe:

Bundesbedienstete - nach Maßgabe freier Plät-
ze auch Landes- und Gemeindebedienstete

	

Zeit:

sowie In- und AusländerInnen, die nicht im

	

2. September bis 20. Dezember 1996
öffentlichen Dienst stehen, die eine Tätigkeit

	

bzw. 2. Sept. 1996 bis 25. Okt. 1996 (Teil 1)

OUKO I NFO

Europäische Union

Einreichtermine zwar u.U. die Zu-
weisungsrate erhöhen, aber das Ge-
samtprogramm dafür auch rascher be-
enden.

Insgesamt zeigt sich im Vergleich eine
überdurchschnittliche Vertretung öster-
reichischer Forscher, was deren Ni-
veau ein durchaus positives Zeugnis

ausstellt. Ein quantitatives `Rückholen'

des österreichischen Beitrags zum
Forschungsbudget der EU kann aber
derart sicher nicht erreicht werden. Es
entspricht so durchaus der Erfahrung
deutscher Kollegen, daß grundlegende
Forschungsrichtungen durch nationale
Mittel gefördert und gesichert werden
müssen, um auf dieser Basis effektiv
internationale Fördermittel der EU zu-
sätzlich einwerben zu können.

online-Informationen gibt's unter
http://www.cordis.1u/ und http://
www.cordis.1u/tmr/home.html

Ass.-Prof. Dipl.-Ing.Dr. Hans Mikosch
(Institut für Allgemeine Chemie,

TU-Wien
E-Mail: Hans.Mikosch@tuwien.ac.at )

und 28. Okt. 1996 bis 20. Dez. 1996 (Teil 2)

Bewerbungsschluß:

10. Juli 1996
Das Bewerbungsformular, eine Broschüre mit
näheren Informationen über die Europa-
akademie sowie darüber hinausgehende Aus-
künfte sind erhältlich bei der

Verwaltungsakademie des Bundes
Europaakademie

Anton Hueber-Haus
Leischinggasse 4

1140 Wien

Tel.: 979 64 84 oder 979 15 01
Fax: 979 64 84-10 oder 97915 01-35
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Trotzdem!
Zur Lage an der Hochschule für Musik und darstellende Kunst in Wien

Walter Schollum

Was soll man von den Worten der
Politiker halten, wenn sie binnen kür-
zester Zeit in aller Öffentlichkeit ihre
Meinung diametral ändern? Dieser ver-
ärgerte Gedanke ist nicht neu und hat in
seiner Trivialität eine lange Geschich-
te. Politik ist eben so. Dennoch ist diese
Tatsache gerade im Zusammenhang
mit den Belastungen für die Hochschul-
lehrer besonders ärgerlich, da die in
den Medien verkündete Flexibilität bei
den Einsparungen (Minister Klima be-
tonte im Fersehen, es sei ihm egal, wo
eingespart wird, nur die Summe müsse
stimmen) in weiterer Folge von einer
völligen Unflexibilität abgelöst wurde.
Alternativen werden gar nicht ernst-
haft in Betracht gezogen, die etwa 400
Millionen Schillinge müssen unbedingt
bei den Lehrbeauftragten eingespart
werden. Weder sachliche, noch soziale
Argumente läßt man gelten. Das Ange-
bot, statt ursprünglich etwa 29% Kür-
zung der Lehrauftragsremuneration
„nur" 17,3% plus 10% Kontingents-
reduktion vorzunehmen, ist eigentlich
eine Frechheit. Wenn es ehrlich zugin-
ge, sollten die Politiker dazu stehen,
daß sie ganz bewußt das Einkommen
der HochschullehrerInnen bei gleicher
Leistung verringern wollen. Und daß
sie dies zu einem Gutteil zu Lasten der
Schwächsten in der Hochschullehrer-

gemeinschaft tun wollen. Allerdings
wäre es fair, wenn man dann Über-
gangsregelungen fände, die den Be-
troffenen genügend Zeit ließen, eine
andere Lebensgrundlage zu suchen.
Die angesprochene Problematik betrifft
die Universitäten und Kunsthochschu-
len allgemein, aber sicherlich in ver-
schieden starkem Ausmaß. Als Bei-
spiel einer besonders stark betroffenen
Institution sei die Hochschule für Mu-
sik und darstellende Kunst in Wien
angeführt. Auch nach der Existenz-
lektorenaktion des vergangenen Jahres
gibt es hier in manchen Bereichen eine
große Zahl externer Lehrbeauftragter.
Die Ursachen dafür liegen sowohl in
der ungenügenden Ausstattung mit

Planstellen wie auch in den speziellen
Strukturen der Studienpläne. Es ist bei-
spielsweise nicht möglich und aus
Sparsamkeitsgründen auch nicht sinn-
voll, etwa für selten belegte Hauptfach-
instrumente Klassen künstlerischer
Ausbildung zu installieren. Gerade hier
schlägt aber das Sparpaket mit voller
Härte zu. Im Unterschied zu den Uni-
versitäten wird an den Musikhochschu-
len der Unterricht in großem Ausmaß
als Einzelunterricht oder Kleingruppen-
unterricht (z.B. Ensembles) abgehal-
ten. Man kann dabei nicht einsparen,
indem man Lehrveranstaltungen zu-
sammenlegt und mit größeren Teilneh-
merzahlen abhält. Man kann auch nicht
die Betreuungszeit für den einzelnen
Studierenden ohne Schaden für die
Qualität der Ausbildung reduzieren.
Die einzige Alternative wäre die Re-
duktion der Studierenden. Was das für
den künstlerischen Nachwuchs unse-
res Landes bedeutet, kann man daran
ermessen, daß schon heute die großen
Orchester den Mangel an heimischen
NachwuchsmusikerInnen beklagen.
Verschärfend wirkt sich an der Wiener
Musikhochschule der Umstand aus, daß
bei der Deckelung der Personalausga-
ben auf dem Niveau 1995 die schon
angesprochene Existenzlektorenaktion
nicht berücksichtigt wurde. Statt der
durch die Biennalsprünge erzwunge-
nen allgemeinen Personalreduktion von
rund 2,3% pro Jahr, erhöht sich dieser
Prozentsatz dadurch auf etwa 10%!
Ein derart großes Einsparungsvolumen
ist auch bei völligem Verzicht auf die
Nachbesetzung aller frei werdenden
Stellen im Lehr- und Verwaltungs-
bereich nicht zu realisieren.
Gegen diese Situation haben die
LehrerInnen in einer Vielzahl von
Dienststellen- und Gewerkschaftlichen
Betriebsversammlungen protestiert.
Neben größeren Demonstrationen wur-
den verschiedene Aktionen organisiert,
die auf die unhaltbare Lage aufmerk-
sam machen und das Einlenken der
verantwortlichen Politiker und Mini-
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sterialbeamten bewirken sollten. De-
ren schon oben beklagte unflexible
Haltung hat aber bis jetzt keine sachli-
chen Fortschritte gebracht und bei Stu-
dierenden und Lehrenden Frustration
aufkommen lassen. Trotzdem werden
wir weitere Aktionen planen und durch-
führen. Nicht, weil es uns Vergnügen
bereitet - alle HochschullehrerInnen
würden sich lieber um die ihnen anver-
trauten Studierenden kümmern oder
ihre Zeit fruchtbareren Tätigkeiten wid-
men - sondern in der Überzeugung, daß
man sich wehren muß, daß Ungerech-
tigkeit und falsche Entscheidungen
nicht widerspruchslos hingenommen
werden dürfen. Wer schweigt, stimmt
letztendlich zu und rechtfertigt die Ta-
ten der Mächtigen. Wir fordern des-
halb alle anderen Universitäten und
Kunsthochschulen auf, in ihrem Ein-
satz für sinnvolles Sparen nicht zu er-
lahmen und weiterhin einzelne oder
gemeinsame Aktionen auch zur Stär-
kung unserer in die Verhandlungen
involvierten Vertreter durchzuführen.

Ass.-Prof. Mag. W. Schollu m
(Abteilung f. Musikanalytik, HS f. Musik

und darstellende Kunst, Wien
E-Mail: t0061dab@vm.univie.ac.at)
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Stell Dir vor es ist Protest und all

	

eher hin!
Eine Innensicht des Österreichweiten Protestkomitees

Günter Lueger

Die Vorgeschichte:
Anfänge des Protestes

Mo. 26. Feb. 1995, ein kalter, aber
sonniger Spätwintertag, 12.00 Uhr:
Es ist der erste Tag des Sommerseme-
sters der WU. Gerda Bohmann und ich
sind gerade auf dem Weg zu einer
Versammlung von aufgebrachten As-
sistenten an der WU, die sich spontan
gebildet hatte und die uns in unserer
Funktion als Assistentenvertreter an
der WU angerufen hatten, daß wir auch
zu dieser Versammlung kommen soll-
ten. Wir kommen gerade von einer
Sitzung des Vorstandes des Assis-
tentenverbandes der WU, bei der wir
die Hiobsbotschaft von den dramati-
schen Auswirkungen des universitären
Sondersparpaketes irritiert zur Kennt-
nis genommen und erste Schritte über-
legt hatten.

Wir trabten durch das Gelände der WU,
noch wußten wir beide nicht, daß uns in
dieser Versammlung ein recht aggres-
sives Klima erwarten sollte; auch wuß-
ten wir damals nicht, daß die nächsten
Stunden der Beginn einer Protestbe-
wegung sein würden, wie sie der Mit-
telbau in Österreich bisher nicht ge-
kannt hatte und noch wußten wir nicht,
daß wir beide in den nächsten sechs
Wochen (gemeinsam mit vielen ande-
ren) Tag und Nacht miteinander ver-
bringen würden; wir wußten auch nicht,
daß wir uns in den nächsten Monaten
durch Situationen schlagen würden, die
wir uns jetzt kaum zutrauen würden;
und daß wir eine Menge lernen wür-
den.

In der Sitzung empfingen uns ca 40
Assistenten und zwei Professoren, die
schon mitten in der Diskussion waren,
uns skeptisch begegneten (weil sie
glaubten, wir hätten die Informationen
schon länger gehabt, aber nichts getan)
und eine sofortige Assistenten-
versammlung verlangten, wo ein Streik
beschlossen werden müßte. Gerda und
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ich argumentierten gegen eine überha-
stete Vorgangsweise, mußten aber vor-
sichtig sein, nicht von den Emotionen
überrollt zu werden.

Gleich danach: eine Sitzung mit dem
Rektor und dem Dienstellenausschuß.
Grundtenor:
Wenn wir jetzt nicht etwas tun - wann
dann?

Die Assistentenversammlung wird für
Mittwoch, den 28. Feb. einberufen. Eine
Gruppe von Leuten aus dem Assis-
tentenverband und dem Dienstellen-
ausschuß bildet sich, Jörg berechnet
die Einkommensverluste, die Sitzung
wird vorbereitet, Pläne werden ge-
macht..... - das Protestringelspiel be-
ginnt sich zu drehen.

Eine - retrospektiv gesehen - der wich-
tigsten Aktionen wird gesetzt: Wir
schaffen eine neue Struktur außerhalb
der bestehenden Universitätsstruktur.
Rektor Otruba - der uns auch insge-
samt stark unterstützte - sagt uns einen
Raum und ein Telefon zu. Am Mitt-
woch, den 28. Feb. "eröffne" ich mit
Johanna und Ursula das "Protestbüro":
wir stehen in einem winzigen leeren
Raum, bewaffnet mit Büromaterialien
(und wissen noch nicht, daß dieser
Raum das "Herzstück" einer Protest-
zone sein wird, wo nur wenige Tage
später das Österreichweite Protest-
komitee gegründet werden wird).
Das EDV-Zentrum schleppt PCs heran
und mittels einer der ersten E-mails im
Hause haben wir binnen Minuten drei
Angebote für ein Fax-Gerät (binnen
weniger Tage werden es dann drei Räu-
me, vier PCs, zwei Fax-Geräte und
zwanzig, oft fast dreißig Leute sein, die
wie in einem Ameisenhaufen durch die
Gegend sausen).

Ein Kollege richtet im Internet ein Pro-
gramm zur Berechnung der persönli-
chen Einkommensverluste und eine
Horne-Page ein - eines der wichtigsten
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Kommunikationsinstrumente der er-
sten Tage der Protestbewegung.

In der Assistentenversammlung sind
über 60% der Assistenten da, die Stim-
mung ist geladen: Ergebnis und Be-
schluß: Sollte bis zum folgenden Mon-
tag das Ministerium die angedrohten
Maßnahmen nicht zurücknehmen, so
werden an der WU die Lehrveranstal-
tungen ausgesetzt.

Jetzt ist die WU mobilisiert. Im Protest-
büro macht sich Hektik breit. Die Kol-
legen in den Instituten wollen Infos,
wie es jetzt weitergeht, Argumente und
Strategien werden eingebracht, Pro-
testaktionen von Kollegen, aber auch
von Professoren und Instituten werden
angekündigt. Die Journalisten sind stän-
dig präsent.

Dann: Einer Abordnung von vier Leu-
ten vom WU-Protestbüro wird ein Ter-
min beim Minister für den Donnerstag
angeboten. Gerda, Hannes, Ronny und
ich gehen hin, gespickt mit Argumen-
ten (zwei Kollegen laufen uns auf dem
Weg zur U-Bahn noch nach, um uns
die aktuellsten Rechenergebnisse noch
mit auf den Weg zu geben). Vier Stun-
den verbringen wir im Ministerium und
schlagen uns die erste Zeit ganz gut;
dann spüren wir aber auch deutlich,
daß wir in die Details der Materie doch
noch nicht gut eingearbeitet sind.
Scholten macht ein Angebot zur "Be-
ruhigung" des Protestes: Assistenten
können für zwei Jahre auf 70% der
alten Remunerationssätze aufgestockt
werden (wobei dies aber durch Strei-
chung von Lehraufträgen finanziert
werden müßte), und auch die Sätze des
neuen "§53" könnten noch um ein paar
Prozent höher ausfallen. Scholten will
eine Verwendungszusagevon uns. Wir
sollen bei der für Montag anberaumten
Versammlung der Universitätslehrer
diese Vorschläge einbringen und "po-
sitiv" berichten. Wir geben eine Ant-
wort, die mehrdeutig genug ist, um
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nichtvollkommen festgenagelt zu sein.
Ich bin froh, als ich wieder aus dem
Ministerium draußen bin und weiß ei-
nes: auf solche Dinge muß ich mich in
Zukunft etwas besser vorbereiten.

2. Protestwoche

Montag, 4. März, der Beginn der zwei-
ten Protestwoche: Versammlung der
Universitätslehrer der WU im Fest-
saal: Es sind dreihundert Leute da. Wir,
das Kernteam, das im Ministerium war,
sitzen am Podium, wissen nicht, wie es
ausgehen wird und haben zwei
Beschlußanträge vorbereitet:
einen, der den "Streik" aufschiebt und
einen zweiten, eben den "Streik"be-
schluß. Wir bringen die Berichte ein:
Wir erzählen vom Termin im Ministe-
rium, der Rektor spricht kurz zur Ein-
schätzung der Situation und ein Ge-
werkschafter argumentiert das Spar-
paket aus seiner Sicht. Im Berichtsteil
des Gewerkschafters gehen die emo-
tionalen Wogen hoch: die Stimmen bei
den Wortmeldungen zittern, die Leute
toben bei einzelnen Aussagen des Ge-
werkschafters. Prof. Ewald Nowotny
versucht, den Gewerkschafter zu un-
terstützen und erntet eisige Ablehnung.

Hannes moderiert den Hexenkessel als
wäre es Routine für ihn. Zu diesem
Zeitpunkt ist uns klar: Der Würfel ist
gefallen. Wir bringen den Antrag auf
Streik ein. Änderungen werden einge-
bracht. Ich lese, die Änderungen zu-
sammenfassend, den Beschlußantrag
zur Abstimmung vor. Als ich meinen
Blick von den Unterlagen hochrichte,
sehe ich schon alle Hände in der Höhe
(fast alle haben beide Hände in der
Höhe!) und die Leute trampeln mit den
Füßen auf den Boden. Der Beschluß
zum Aussetzen der Lehrveranstaltun-
gen ist gefaßt.

Ich ziehe mich mit Ronny zurück, um
den Beschluß noch schnell in Ruhe zu
tippen und vervielfältigen zu können -
die Presse und der ORF warten schon.
Richard versammelt die Kollegen, die
mitarbeiten wollen und schafft Struk-
turen für unsere weitere Arbeit:
es werden Dienstpläne für ein Sekreta-
riat und für regelmäßige Sitzungen des
WU-Protestbüros erstellt, Kompeten-
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zen werden definiert (Kommunikation
mit Instituten, Kommunikation mit ÖH,
Information von Politikern und Ent-
scheidungsträgern, Internet, Berech-
nungen... ) und Personen und Arbeits-
teams zugeordnet. Wieder wird eine
der ganz wichtigen Entscheidungen
gefällt - es gibt zwei, und nur zwei
Presseberechtigte: GerdaBohmannund
Hannes Schnitzer - ab jetzt "spricht"
die WU mit zwei akkordierten Stim-
men und nicht mit vielen, wo jeder das
sagt, was ihm/ihr gerade wichtig ist.

Ronny und ich kommen zurück. Im
Protestbüro ist nicht mehr nur Hektik:
jetzt ist die Hölle los. Gerda steht schon
vor der Kamera für die ZIB 1 und
Hannes "bedient" die Presse-Joumali-
sten. Das Telefon läuft heiß, die einge-
henden E-mails können oft gar nicht
mehr alle gelesen werden, erste
Solidaritätsbekundungen vom Institut
für Psychologie und Soziologie der Uni
Wien und aus Linz gehen ein. Ronny
und Werner testen in dieser und der
nächsten Woche ihre Frustrations-
toleranz und sprechen gemeinsam mit
einigen anderen, ausgerüstet mit Un-
terlagen, bei allen möglichen Politi-
kern vor.

Zwei Tage später wird eine Sitzung des
obersten Gremiums der WU einberu-
fen. Es werden fünf Forderungen ge-
genüber dem Ministerium gestellt. Soll-
ten diese erfüllt werden, wird das Aus-
setzen der Lehrveranstaltungen been-
det. Die Professoren lassen diesen An-
trag aber nur unter der Voraussetzung
zu, daß der Streik maximal noch zehn
Tage dauern darf. Also: Nach außen
Solidarität der Professoren für zehn
Tage, nach innen ein deutliches Signal,
daß die Professoren (bis auf wenige
Ausnahmen) den Protest nur dulden -
aber nicht mehr lange!!

Die Idee - das Österreichweite
Protestkomitee:

Die schleichende Vernetzung mit den
anderen Unis und Kunsthochschulen
begann schon in der Woche vor dem
Aussetzungsbeschluß (meinen Unter-
lagen nach erstmals schon am 29. Feb. ).
Es kommen viele Anfragen herein, wie
die Situation an der WU denn wirklich
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ist, wie hoch die Einkommensverluste
sind u.v.m. Unsere mittlerweile ganz
gut ausgearbeiteten Unterlagen, die Or-
ganisation mit den relativ klaren Zu-
ständigkeiten und das Internet helfen
uns: Wir schicken unzählige "Informa-
tionspakete" per Fax aus und geben die
Internet-Adresse des "Einkommens-
verlustprogrammes" weiter. Kurzum:
wir verteilen über die genannten Medi-
en so ziemlich alles, was wir haben -
und das war zu diesem Zeitpunkt gar
nicht mehr so wenig.

Ich telefoniere zunehmend mehr in die-
sem Zusammenhang mit anderen Unis,
und eines wird mir recht schnell klar:
das österreichweite Timing stimmt
nicht. Wir an der WU sind bereits in der
heißen Phase und andere Unis und
Kunsthochschulen stehen erst ganz am
Anfang.
Und: wir an der WU haben den Druck
von den Professoren, am Ende der näch-
sten Woche den Protest einzustellen.
Wie würde das auf die anderen Unis
wirken, wenn die ersten aus der Pro-
testbewegungschonwieder aussteigen,
wo die anderen zum Teil noch nicht
wirklich eingestiegen sind? Außerdem
konnte ich in einer Reihe von Telefo-
naten deutlich spüren, daß massive
Vorbehalte und Skepsis der WU ge-
genüber vorhanden waren, die sich von
Gespräch zu Gespräch verflüchtigten,
und nicht selten konnte ich deutliche
Anerkennnug durchhören.
Die Schlußfolgerung: wir müssen den
Protest österreichweit aufbauen, uns
intensiv vernetzen, dann können wir,
nicht mehr gegeneinander ausgespielt
werden. Und wir an der WU könnten
dann auf eine vielleicht flächendek-
kende Protestbewegung hinweisen, was
die Hürde an der WU zum Ausstieg
erhöhen würde.

Ich beginne vorzufühlen. Zuerst bei
Barbara in Linz und bei Fredi und An-
neliese in Graz, dann an der Uni Wien
bei Weigel und dann bei Uli...
Dort waren zu diesem Zeitpunkt noch
tendenziell Einzelkämpfer/innen mit
sehr kleinen Teams am Werk, die den
Vorschlag sofort positiv aufnehmen.
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Die informelle Konstituierung
erfolgt durch das folgende Mail:
Zei t 63. 17 Uhr 27
Tu: gutschl(a)jkunigraz.ac.at
From:Protestbüro<protest@wu wien.ac.at>
Subjett: Österreichweites Protestkomitee

Lieber Fredi,
ich hab gerade mit Barbara Trost in Linz
telefonierte und wir haben beschlössen; ein
österreichweites Protestkomitee ins Leben
zu rufen. Ich habe Deinen Namen genannt
als Vertreter der Universität Graz in diesem
Komitee.
Ist das okav
Wir Nahen vereinbart, täglich - beginnend
mit morgen - punkt 12.00 Uhr zu telefonie-
ren. Ich werde bis morgen versuchen, an der
WU Wien eine Konferenzschaltung aufzu-
bauen.

Könntest du bitte an der Uni Innsbruck und
an der TU Graz jemanden finden, der eben-
falls in dieses Komitee als Vertreter entsandt
wird

Melde Dich bitte möglichst bald.
Liebe Grüße,

G. Lueger
Wu-Protestkomitee

Wir übemehmen an der WU die Funk-
tion der Koordination, ebenso die Pla-
nung der ersten Sitzung des Österreich-
weiten Protestkomitees. Die BUKO
stellt mir eine Liste von Telefonnum-
mern der Assistentenvertreter Öster-
reichs zur Verfügung, mit deren Hilfe
ich versuche, neue Mitglieder zu ak-
quirieren (was aber bei den meisten
nicht sehr schwer war). Wir schicken
über einen E-mail-Verteiler die Be-
schlüsse und Aktivitäten der Unis an
alle anderen weiter, die sich der
Österreichweiten Protestbewegung an-
geschlossen haben. Wir verdichten die
Informationen und schicken einen (fast)
täglich aktualisierten Stand derProtest-
aktivitäten (für Insider: die E-mails
beginnend mit "Liebe Leute in den
Bundesländern"). Durch die Telefona-
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te ist es auch möglich, die weiteren
Aktivitäten für die nächsten zwei, drei
Tage an den einzelnen Unis mit den
jeweiligen Erfolgswahrscheinlich-
keiten zusammenzufassen und weiter-
zugeben.

Dadurch entsteht eine laufende Erfolgs-
story (zumindest aus unserer Sicht):
Täglich gibt es neue Beschlüsse von
Dienststellen-, Universitätslehrer-
versammlungen. Der Protest, der sich
bisher vor allem auf die SOWI-Fakul-
täten, die GRUWI der Uni Wien kon-
zentriert hatte, greift täglich auf andere
Fakultäten (juridische Fakultäten,
Geiwis) über. Die Uni Klagenfurt und
die Innsbrucker steigen voll ein (letzte-
re hatten kaum Informationen und for-
mieren sich meinem Gefühl nach bin-
nen Stunden). Die Uni Salzburg ist die
erste, wo alle Fakultäten geschlossen
die Lehrveranstaltungen aussetzen. Die
"Angewandte", die Kunsthochschule
Linz und die Musikhochschulen stei-
gen in der zweiten Protestwoche ein.
Auch gehen Beschlüsse der Senate bzw.
der obersten Kollegien ein (WU und
Uni Salzburg, die einen zu diesem Zeit-
punkt besonders scharfen Beschluß
faßt). Ich beobachte auch einen Domi-
no-Effekt: in den Sitzungen an den
Unis und Kunsthochschulen wird auf
den aktuellen Stand der Protest-
aktivitäten in Österreich hingewiesen,
was schon eine starke Argumentati-
onshilfe darstellt.

Zunehmend melden sich auch
KollegInnen, die sich uns anschließen
möchten, aber es nicht können, da es
Konflikte vor allem mit führenden
Mittelbauvertretem an ihren Unis zu
geben scheint. Dies betrifft die BOKU,
die TU-Wien und teilweise die TU-
Graz. Ich bemühe mich, Glaubwürdig-
keit aufzubauen (die Vorurteile derWU
gegenüber stehen mir auch hier wieder
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im Wege), aber es gelingt mir nur zum
Teil. Zum ersten Mal kann ich spüren,
wie unterschiedlich die Probleme der
österreichischen Universitäten und
Kunsthochschulen sind, und mir
schwant Fürchterliches für das erste
Treffen des Österreichweiten Protest-
komitees.

Freitag, B. März: Der Protest der Unis
ist gerade erst 10 Tage alt und wir
eröffnen die erste Sitzung des
Österreichweiten Protestkomitees. Wir
haben im Kernteam der WU den Ab-
lauf der Sitzung bis zwei Uhr nachts
geplant, Werner hat tolle Unterlagen
zusammengestellt. So günstig die Vor-
aussetzungen, so massiv meine Be-
fürchtungen: Für 12 Uhr ist eine Pres-
sekonferenz angekündigt; wird uns eine
Einigung auf eine Resolution gelin-
gen? Werden die Unterschiede zwi-
schen den Unis und Kunsthochschulen
überwindbar sein? ......Mit dabei sind
die Uni Graz, Innsbruck, Klagenfurt,
Linz, Salzburg, Wien sowie die Ange-
wandte, die KH Linz und die WU. Wir
schaffen es, innerhalb von zweieinhalb
Stunden eine Position zu erarbeiten,
die wir bei der Pressekonferenz auch
gut rüberkriegen. Gleich danach: For-
mulieren der Presseaussendung und
weitere Vorgangsweise. Walter
schnappt im WU-Protestbüro seinen
Laptop, setzt sich zu uns und tippt die
Ergebnisse gleich in den PC. Um
17Uhr30 sitzen die Leute wieder in den
Zügen bzw. im Flugzeug und Walter
schickt die Presseaussendung durch den
Äther. Ich stehe neben Gerda, Hannes
und allen anderen im Protestbüro und
habe das Gefühl, daß wir einen ganz
großen Schritt getan haben, kann es
aber in meiner Überforderung nicht
mehr sagen. Der Inhalt unserer Presse-
aussendung faßt die Hauptkritikpunkte
und die Resolutionen der Unis der er-
sten beiden Wochen gut zusammen:

Das diesjähringe Fortbildungssseminar der BUKO findet von 25. bis 27. September 1996 statt, und wird sich mit

Budgetfragen beschäftigen. Nähere Informationen im Büro der BUKO bzw. auf der

Homepage: http://www.xpoint.at/buko/default.htm

1 7

mailto:Zeit
mailto:Zeit
mailto:Zeit
http://wien.ac.at
http://wien.ac.at
http://www.xpoint.at/buko/default.htm
http://www.xpoint.at/buko/default.htm


Protestkomitee

Protestkomitee zur Rettung der Forschung und Lehre an den österreichischen
Universitäten und Kunsthochschulen

Am' B. März 1996, 9.00 Uhr, hat sich das
österreichweite Protestkomitee der Universi-
täten und Kunsthochschulen konstituiert. Bis-
her haben sich Vertreter der Protestbewegung
an folgenden Universitäten und Hochschulen
angeschlossen:

Hochschule für angewandte Kunst Wien
Kunsthochschule Linz
Universität Graz
Universität Innsbruck
Universität Klagenfurt
Universität Linz
Universität Salzburg
Universität Wien
Wirtschaftsuniversität Wien

Wir stellen fest:

1. Zur Vorgangsweise des Ministeriums:

Wir wurden über die i m Sonderbelastungs-
paket für Universitäten und Hochschulen vor-
gesehenen Maßnahmen nicht bzw. zu spät in-
formiert. Das BMWVK predigt Autonomie
für die Universitäten und greift zur gleichen
Zeit autoritär ein.
Unser Arbeitgeber (das Ministerium) stellt sich
damit gegen seine Arbeitnehmer. Er versucht
darüber hinaus, die einzelnen Gruppen an den
Universitäten und Hochschulen gegeneinan -
der auszuspielen. Das Ministerium verordnet
tiefgreifende Strukturveränderungen ohne fun-
dierte Analyse des Ist-Zustandes. Durch die
sachlich nicht gerechtfertigte Verquickung von
Strukturmaßnahmen mit dem "Sparpaket" sol-
len diese Maßnahmen ebenfalls unantastbar
werden:

2. Folgen des Sonderbelastungspakets für
Wissenschaft und Kunst sowie
deren Lehre:

AssistemInnen sind in Forschung, Lehre und
Verwaltung tätig. In Zukunft sollen wir bei
wesentlich geringerem Einkommen-, in allen
Bereichen noch mehr leisten Massive Mehr-
belastung in der hehre bedroht die Leistungen
in der Forschung. Die Verminderung der For-
schungsleistungen bedroht die Kanierechancen
der Universitätsangehörigen und die intema-
tionale Konkurrenzfähigkeit der Universitäten
und Hochschulen. Die eben gewonnene Chan-
ce der Teilnahme an EU-Forschungsprojekten
wird wieder verspielt' Die Lehrkapazitäten
werden massiv beschnitten:
AkademikerInnen ohne Doktorat- unverzicht-
bar für die Aufrechterhaltung des Lehrbetriebs
- dürfen nicht mehr lehren.
Lehrenden "von außen" - notwendig für Inno-
vation und Praxisbezug - wird das Entgelt
um ein Drittel gekürzt.
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Hochqualifizierte WissenschaftlerInnen und
Künstlerinnen werden den (Imversitäten und
Hochschulen nicht mehr zur Verfügung ste-
heil.

3. Folgen des Sonderbelastungspakets für
die Lehrenden an den Universitäten und

Hochschulen:

Erstmals in der Geschichte der zweiten Repu-
blik soll für eine Berufsgruppe nicht nur eine
Null-Lohnrunde; sondern :eine Minus-Lohn-
runde von existenzbedrohendem Ausmaß zu-
gelassen werden. (Die Einkominenseinbußen
würden typischerweise 13 bi s ;:4 % in Einzel-
fällen noch wesentlich mehr betragen.)

4. Zum Verhalten der Gewerkschaft:

Die Gewerkschaft ist nicht berufen, strukturel-
le Maßnahmen auszuhandeln.
In Gehaltsfragen, wo sie uns vertreten sollten,
haben uns die Gewerkschaftsfunktionäre ver-
raten:

Wir fordern:

Die Rücknahme des derzeit vorliegenden Ent-
wurfs. Die Berücksichtigung der Interessen
der österreichischen Universitäten und Hoch-
schulen und die bisher unterlassene Einbezie-
hung der Betroffenen.Diese Strukturverände-
rungen sollen nicht weiter unterdem Etiketten-
schwindel "Sparpaket" verkauft werden. Die
Vorlage einer soliden Datenbasis durch das
Ministerium. Erst dann sind wir bereit, eine
Strukturdiskussion zu führen.

Wir bekennen uns grundsätzlich zum Sparziel
der Bundesregierung. Wir akzeptieren, daß
wir durch das allgemeine Sparpaket und durch
das Beamtemparpaketeinen überdurchsc hnitt-
lichen Beitrag dazu leisten sollen. Wir akzep-

tieren nicht den geplanten Anschlag auf das
universitäre Bildungssystem.

Das Protestkomitee zur Rettung derForschung
und Lehre an den österreichischen Universitä-
ten und Kunsthochschulen ruft in diesem Sin-
ne alle Hochschullehrer dazu auf, für den
österreichweiten Aktionstag am 14. März 1996
alle Kräfte zu mobilisieren.

Wir lassen uns nicht mit unfairen Argumenten
auseinanderdividieren!

Sprecherinnen des Protestkomitees:
Dr. Ulrike Fett, Dr. Anneliese Legat
Universität Wien, Universität Graz
Tel.:

	

222/4027601-11 Tel.: 0316/380-3284
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3. Woche des Protestes:

Mo. den 11. März kommt die erste
medizinische Fakultät (Uni Wien) dazu,
NAWI-Fakultäten schließen sich an
und zu Beginn der Woche sind ca. drei
Viertel der Unis und Kunsthochschu-
len beim Aussetzen der Lehrveranstal-
tungen mit dabei. Die Bewegung hat
ihre Eigendynamik, wir verteilen an
der WU weiter die Infos, die sich jetzt
zunehmend auf Protestaktivitäten be-
ziehen (Demos, medienwirksame Ak-
tionen wie z.B. die "Katzenmusik der
Musikhochschule Wien am Mino-
ritenplatz, wo angeblich die Luster im
Ministerium gewackelt haben sollen).
Es ist die Woche mit dem Österreich-
weiten Aktionstag und den österreich-
weiten Großdemos (Donnerstag der 14.
März). Die Uni Wien beschließt in
einer Dienststellenversammlung am
selben Tag das Aussetzen der LV -
damit ist die ganze Uni Wien dabei!!

Ebenfalls in dieser Woche beginnen
die Einzelgespräche des Ministeriums
mit den Unis, aber unserer Information
nach läßt sich niemand auseinanderdi-
vidieren. Einzelne Unis wie die
Klagenfurter oder die "Akademie" in
Wiennehmen die "Einladung" gar nicht
an und die Uni Wien bricht sogar das
Gespräch mit Höllinger ziemlich un-
höflich ab (das war aber genau genom-
men erst in der nächsten Protestwoche).
Alle Kunsthochschulen sind mittler-
weile Mitglied des Österreichweiten
Protestkomitees.

4. Woche des Protestes:

FürDi. 19. März ist der Koordinations-
ausschuß der Gewerkschaft Öffentli-
cher Dienst anberaumt, in dem über
einen Streikbeschluß der Gewerkschaft
beraten werden soll und an der alle
Vertretungsinstitutionen der Univer-
sitätslandschaft eingeladen sind. Bis
Montag ist aber keine Einladung an das
österreichweite Protestkomitee einge-
gangen.
Die BUKO interveniert für unsere Teil-
nahme bei Dohr. Auch ich rufe Dohr
an, um uns hineinzureklamieren.
Er dürfte uns eher für Protest-Rabau-
ken halten, denke ich mir im ersten Teil
der Gesprächs. Nach einer Dreiviertel-
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stunde sagt er uns eine Teilnahme zu.

Dienstag mittags: Vorbesprechung von
BUKO, Österreichweitem Protest-
komitee und ULV in der BUKO. Wir
erarbeiten trotz eines Bremsers eine
gemeinsame Resolution und marschie-
ren in die Gonzagagasse zur Gewerk-
schaft. Die Stimmung dort ist naturge-
mäß uns gegenüber geladen. Wir laden
aber auch unseren Protest dementspre-
chend ab. Aber: ein - bereits schriftlich
vorliegender - Streikbeschluß wird uns
in die Hand gedrückt: wenn das Mini-
sterium fünf Punkte bis 15. April nicht
erfüllt, wird ein Streikantrag an die
GOD gestellt. Und es fallen Sätze wie:
"Die Gewerkschaft hat die Situation
falsch eingeschätzt", "Die Gewerk-
schaft ist lernfähig..."!

Am selben Dienstag nachmittag 15Uhr:
Gloria und ich rasen von der
Gonzagagasse zur zweiten Sitzung des
Österreichweiten Protestkomitees
(mittlerweile sind außer der BOKU
alle Unis und Kunsthochschulen da-
bei- wenn sie auch nicht alle anwesend
sind).
Wir sind etwas überrascht über den
Beschluß der Gewerkschaft und ver-
fassen eine Resolution, daß Verhand-
lungen über die Rücknahme der be-
kämpften Novellen aufgenommen wer-
den müssen und daß das Österreich-
weite Protestkomitee eingebunden sein
muß. Van der Bellen kommt bei dieser
Sitzung vorbei, sagt seine Unterstüt-
zung zu; aber seine Aussagen über un-
sere Erfolgsaussichten und sein Ge-
sichtsausdruck beunruhigen mich sehr
(zu Umecht - wie ich heute weiß).

In dieser Woche erreichen die Protest-
maßnahmen den Höhepunkt:
Die Lehre "steht" in ganz Österreich
bis auf ganz wenige Ausnahmen, Re-
solutionen schwirren durch das Internet
und die Geräusche der Fax-Geräte und
der bunten Aktionen untermalen den
Protest-"Chor". Doch: "Wenn die Son-
ne am höchsten steht, beginnt die
Nacht", wie die Chinesen (oder wer
auch immer) sagen!
Am Freitag geht die erste "Frust-E-
mail" ein. Die Kolleginnen in Klagen-
furt bedanken sich "für Alles", sie wer-
den am Montag in der Universitäts-
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lehrerversammlung wohl den Beschluß
fassen, die Lehre aufzunehmen.

Ich spüre beim Lesen einen Stein im
Bauch.

5. Woche des Protestes - die Woche
vor den Osterferien

Für Freitag, den 29. März, ist eine
Verhandlung zwischen Ministerium
und allen Interessensvertretungen -
auch mit uns - anberaumt, wo über die
Aussetzung der Novellen beraten wer-
den soll. Ich glaube, daß das Ministeri-
um bis jetzt den Eindruck hat, daß die
Protest-"Mauer" österreichweit steht.
Dem war aber nicht ganz so! In der
vierten Woche sind bei Telefonaten
zunehmend Zweifel aufgekommen, ob
das Aussetzen der Lehrveranstaltun-
gen in der Woche vor Ostern noch
aufrechtzuerhalten ist. Es sind für Mon-
tag Sitzungen in Innsbruck, Linz, Graz,
WU-Wien, Klagenfurt anberaumt. Was
würde passieren, wenn zwei, gar drei
Unis den Lehrveranstaltungsstreik be-
enden würden? Die Gefahr ist groß,
daß andere dann auch "umfallen" wür-
den. Und die Presse wartet ja seit eini-
ger Zeit schon darauf. Ich bin mir si-
cher: Ein Beschluß, das Aussetzen zu
beenden, genügt und Stunden später ist
es überall zu hören.

Unglücklicherweise tagen die Klagen-
furter am Montag um 9 Uhr und die
meisten anderen erst zeitlich später.
Sonntag Nacht, 22.00 Uhr, schicke ich
noch eine E-mail nach Klagenfurt (nach
einer Telefonrunde über die Lage der
einzelnen Unis) mit all den Argumen-
ten, die sich im Protestbüro noch zu-
sammenkratzen lassen (wir hatten Gott
sei Dank auch eine Arbeitsgruppe
"Überzeugungsarbeit"), um die
Klagenfurter zu "spicken". Ob dieses
E-mail rechtzeitig angekommen ist,
weiß ich bis heute nicht. Nur: Montag
mittags erreicht uns die Info, daß in
Klagenfurt weiter ausgesetzt wird (33
Stimmen dafür, 30 dagegen). Auch wir
an der WU haben um diese Zeit schon
einen Beschluß für die weitere Ausset-
zung. Beide Beschlüsse gehen als E-
mails raschest hinaus. Ab diesem Zeit-
punkt war es klar, daß das Aussetzen
der LV bis Ostern weitergeht. Meiner
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Meinung nach eine der heikelsten Pha-
sen der Protestbewegung war damit
vorüber - die Voraussetzungen für den
Verhandlungstermin am Freitag somit
günstig.

Im weiteren Mittelpunkt dieser Woche
steht die Nominierung der Vertreter
des Österreichweiten Protestkomitees
im Verhandlungsteam. Wir beschlie-
ßen, daß BUKO, ÖPK und ULV in
einer gemeinsamen Vorbesprechung
am Freitag die Vertreter nomieren wer-
den. Dadurch können wir sicherstel-
len, daß die Universitätslandschaft
durch die sechs Vertreter gut repräsen-
tiert ist. Gerda und Uli vertreten ab jetzt
das ÖPK.

Die Verhandlung bringt das mittler-
weile ja gut bekannte Ergebnis: -17,3 %
Kürzung der Remuneration, 15% der
LV sollen gestrichen werden (später
werden es nur 10% sein) und der
Aufnahmestopp soll beendet werden
(was sich mittlerweile ja gänzlich an-
ders darstellt)- Forderung von Scholten:
die Protestmaßnahmen, v.a. das Aus-
setzen der LV, müssen beendet wer-
den.

Natürlich gibt es auch in dieser Woche
Aktionen wie die Blutspendeaktion der
Uni Graz: "Die Assistenten bluten!"

Die Osterferien

Die Osterferien haben begonnen. Es
kehrt Ruhe ein. Nicht Müdigkeit, son-
dern Erschöpfung macht sich breit,
obwohl bei uns an der WU immer noch
Teams arbeiten (vor allem zu "alterna-
tiven Protestmaßnahmen" und zum
Thema "Gewerkschaftsbeitritt") und
auch an anderen Unis die Aktivitäten
weitergehen.

In der Woche nach Ostern beschließt
am Freitag die WU, die Lehrveranstal-
tungen wieder aufzunehmen (selbst-
verständlich mit einer Resolution).
Blöderweise plakatiert die Hochschü-
lerschaft schon am Mittwoch vorher
auf dem Gelände der WU, daß die
Lehrveranstaltungen wieder aufgenom-
men werden; dadurch sind wir ab Mitt-
woch - zu unserem Leidwesen - in der
Presse wieder an "prominenter" Stelle
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vertreten. Auch die anderen Unis neh-
men mit relativierenden Beschlüssen
den Lehrbetrieb sukzessive wieder auf.

Allerdings: die Uni Wien ist nicht nur
während der Osterferien höchst aktiv,
sie hält die Proteste auch in der Woche
nach Ostern voll durch und beginnt die
Lehre erst nach Montag, dem 22. April.

Die Niederungen des Alltags

Wenn auch viele Akteure im
Österreichweiten Protestkomitee den
Protest über die Situation an den öster-
reichischen Universitäten laut artiku-
lieren, so wird im April doch deutlich,
daß die Stimmbänder schon etwas ge-
schädigt sind. Es gibt auch immer wie-
der in Wien, Linz, Graz und Innsbruck
bunte Aktionen, im Vergleich zum
März 1996 sind sie aber zunehmend in
der Außenwirkung blasser. In den Mit-
telpunkt rückt die harte Verhandlungs-
arbeit, das zunehmende Eingebun-
densein mit den damit verbundenen
Rollenkonflikten und die mühsame Ent-
wicklung von inhaltlich präziseren
Positionen. Vor allem auf Gerda und
Uli fällt die Hauptlast der weiteren
Arbeit. Aber viele Teams an den Unis
funktionieren weiter. Ideen für weitere
Aktivitäten werden eingebracht (Sym-
posium "Zukunft der Universitäten",
ein weiterer österreichweiter Aktions-
tag ist geplant - 20. Juni!! !) und Teams
arbeiten an einer Konkretisierung ei-
nes zukünftigen Dienstrechts (allen vor-
an die Innsbrucker, die in Rekordzeit
ein "Bomben-Papier" vorlegen). Auch
die Aktion "Beitritt zur Gewerkschaft"
läuft nach wie vor (an der WU gibt es
z.B. mittlerweile doch 60 Beitrittser-
klärungen, die Roland für die nächste
Zeit noch vorübergehend "hortet").

Auch wenn die letzten Zeilen einen
etwas müden Unterton vermitteln, so
sind meines Erachtens diese Zeiten des
Österreichweiten Protestkomitees nicht
genug in ihrer Bedeutung zu betonen:
wir sitzen als im Gesetzesraum nicht
vorhandene Institution am Verhand-
lungstisch und beeinflussen den
Verhandlungsprozeß in deutlicher Art
und Weise. Das Netzwerk funktioniert
weiter hervorragend und - besonders
wichtig - der Dialog mit Gruppierun-
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gen, die durch die Novellen auch Vor-
teile gehabt hätten (z.B. TU), intensi-
viert sich. Auf Verhandlungsdetails
möchte ich jedoch hier nicht eingehen,
ein Bericht von Gerda ist in dieser
Ausgabe enthalten.

Was hat's gebracht?

Ein paar grobe Pinselstriche möchte
ich zum Abschluß hier zeichnen:

Auch wenn wir kräftig durch das
Sondersparpaket gerupft wurden, konn-
te doch Schlimmeres an Einkommens-
verlusten und Strukturproblemen ver-
hindert werden.
Ich denke, wir haben beim Ministeri-
um den nachhaltigen Eindruck hinter-
lassen, daß einschneidende Maßnah-
men für die Unis einer professionelle-
ren Planung bedürfen und mit Protest-
aktivitäten weiterhin zu rechnen ist.
Alles in Allem ist das Bild der Unis und
des Mittelbaus in den Medien über die
gesamte Zeit gesehen doch recht posi-
tiv gewesen.
Das Netzwerk und die technische In-
frastruktur bleiben - von wem auch
immer sie betreut werden - weiterhin
bestehen. Auch werden die persönli-
chen Kontakte, die sich gebildet haben,
weiterbestehen - ich persönlich würde
mich freuen, all die Leute, mit denen
ich in Summe wochenlang telefoniert
habe, wiederzusehen.
Die Protestbewegung war meiner Be-
obachtung nach sowohl inner- als auch
interuniversitär für den Mittelbau stark
identitätsstiftend.
Das "politische" Bewußtsein der Pro-
fessoren ist zum Großteil "zum Heu-
len". Mit fällt in diesem Zusammen-
hang ein Spruch eines Kollegen ein:
"Die Habilitation bricht den Leuten
das Kreuz; dann lassen sie sich einen
Panzer wachsen, damit sie nicht zu-
sammenbrechen!". Natürlich war eine
kleine Gruppe von Profs voll dabei und
sie haben viel für uns getan!

Und für mich persönlich: Ich konnte
Erfahrungen machen, die ich nach Jah-
ren intensiver Kommissionsarbeit an
der WU in der Landschaft des Mittel-
baus nicht für möglich gehalten habe.
Der häufig zur Schau getragene Indivi-
dualismus von Mittelbauleuten, der
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nicht selten in Oberlehrertum übergeht,
war für mich kaum mehr sichtbar (daß
er aber verschwunden ist, wäre mit
Sicherheit eine Illusion). An seine Stelle
trat Zuhören, den eigenen Standpunkt
relativieren können, Solidarität und ein
positives (!) Selbstwertgefühl. Sollte
es gelingen, von diesem Selbstwertge-
fühl nur einen Teil in die Zukunft zu
transferieren, so ließe sich einiges -
nicht alles - an den Unis bewegen.
Auch habe ich Zugang zu Menschen
gefunden, der mich persönlich oft tief
berührt hat.

Tja - was würde ich tun, wenn ich
heute, so wie damals am 26. Februar,
wieder mit Gerda auf dem Gelände der
WU in Richtung der Versammlung der
aufgebrachten Kollegen marschieren
würde?? - Ich weiß, ich würde genauso
weitergehen, allerdings jetzt wissend,
daß ich das spannendste und auch sinn-
vollste Projekt meines universitären Le-
bens versäumen würde, sollte ich um-
drehen!

Mag. Dr. G. Lueger
( Abteilung für Personalwirtschaft,

WU-Wien
E-Mail: guenter.lueger@wu-wien.ac.at )
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Ein Profil zwischen vogelfreier Verschubmass
und Kleinhonoratioren
Alice Pechriggl

Wie bereits in BUKO-Info 96/1 be-
richtet, haben die extemen LektorInnen
sich im Zuge der Proteste über ein
Aktionskomitee organisiert, das zuerst
in Wien nominiert wurde und dem sich
in der Folge LektorInnenver-
sammlungen in anderen Bundesländern
mit Aktionskomitees angeschlossen
haben.
Versammlungen finden nach wie vor,
wenn auch in größeren Abständen statt.
Darin werden das weitere Vorgehen,
die Verhandlungslinie und längerfri-
stige Organisierung beraten und be-
schlossen. Die Diskussion und Koor-
dinierung zwischen den Bundesländern
funktioniert mittels Fax und e-mail re-
lativ gut.
Im April konnte das Aktionskomitee
seine Aufnahme in die laufenden Ver-
handlungen erreichen.
Die Organisierung schien um so dring-
licher, als sich die Externen, wie aus
allen Resolutionen Externer hervor-
ging, in keinster Weise vertreten sa-
hen; von der Existenz des Lektoren-
verbandes war fast niemandem etwas
bekannt, lediglich einige Sprachlektor-
Innen wiesen auf seine Existenz hin,
sowie darauf, daß er sich in den letzten
Jahren für die Fixstellung der "Existenz-
lektoren" ("Lektorenaktion") einge-
setzt hat (Externe meist an Kunsthoch-
schulen oder Sprachinstituten, die seit
mind. 8 Jahren mehr als sechs Semester-
wochenstunden unterrichten und da-
mit versteckte, also rechtlich nicht ab-
gesicherte Dienstverhältnisse hatten).
Mit dieser "Lektorenaktion" ging eine
Beschränkung der Lehraufträge auf
sechs Semesterwochenstunden pro
Person einher sowie die rechtliche Bin-
dung der in die Aktion übertragenen
Lehraufträge.
Die ca 5.400 verbleibenden, nicht von
dieser Aktion erfaßten externen
LektorInnen lehren im Durchschnitt
nur zwei bis drei Stunden pro Seme-
stern und sind dabei dennoch oft exi-
stentiell auf ihren Lehrauftrag ange-
wiesen (vor allem wegen der Sozial-
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versicherung, was bei Frauen viel öfter
der Fall ist). Sie gewährleisten dabei
einen beträchtlichen Teil der Lehre,
am Institut für Politologie in Wien z.B.
63%, am Institut für Landschafts-
planung und Ingenieurbiologie der
BOKU Wien werden 43%der Studie-
renden von ihnen betreut, wobei die
Lehr- und Betreuungskapazität des
Stammpersonals hier schon mehr als
erschöpft ist.
Entgegen den falschen Vorstellungen
über die Tätigkeit der externen
LektorInnen war es notwendig, ihr Pro-
fil differenzierter darzustellen und von
den stereotyp wiederkehrenden Etiket-
ten zu lösen. Insbesondere der
"Visitkartenlektor", Generaldirektor
mit Universitätsprestige, wie wir ihn ja
auch als Ehrenprofessor antreffen, über-
schattet bis heute trotz wiederholter
Aufklärungsversuche das Vorstel-
lungsvermögen von Ministerialbeam-
ten. Da uns derartige LektorInnen zu-
mindest an der Uni Wien, wo es die
meisten Extemen gibt, bisher kaum
oder nicht bekannt waren, ist anzuneh-
men, daß sie öfter im Ministerium auf-
tauchen als an den Universitäten.

Zur Psychologie eines Konflikts

Die Externen würden eine "Überfrem-
dung der Lehre" darstellen, so Prof.
Fischer (Vorstand des Instituts für Psy-
chologie in Wien, Statistik), der die
zynisch gemeinten Slogans "Externe
LektorInnen, die GastarbeiterInnen an
den Universitäten" in einem Rundfunk-
interview im Mai beim Wort nahm und
für ihre Reduzierung eintrat. Wir war-
ten gespannt auf die nächsten Vor-
schläge des Statistikers; vielleicht ver-
langt er demnächst ihre "Abschiebung".
Im UOG 93 ist diese Abwehr bereits
erfolgreich verankert, nämlich mit dem
Entzug des passiven und aktiven Wahl-
rechts für Externe in den universitären
Gremien. Jedenfalls in diesem Punkt
fordert das Aktionskomitee eine No-
vellierung des UOG, 93. Die Befürch-
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tung, daß Externe gegenüber dem in-
ternen Mittelbau in den Gremien über-
wiegen könnten, ist relativ unbegrün-
det, weil es nicht so viele gibt, die diese
ehrenamtliche Gremienarbeit auf sich
nehmen sowohl aus Zeit- als auch aus
Geldgründen. Diese mangelnde Teil-
nahme am administrativen Geschehen
wird den Externen im übrigen ja nicht
selten zum Strick gemacht, wie neulich
seitens einer Mittelbauvertreterin des
Instituts für Erziehungswissenschaften
der Uni Wien, die u. a. damit den Be-
schluß des internen Mittelbaus an ih-
rem Institut begründete, die Kürzung
des Lehrauftragskontingents nur auf
Kosten der Extemen zu verwirklichen.
Was die numerische Gefahr einer Über-
stimmung der Internen in den Wahlen
für die Gremien betrifft, so könnte da-
gegen ein Mandatsverteilungsschlüssel
gefunden werden.

Ein schwieriges aber unverzichtba-
res Profil

Entgegen ihre metaphysische Verein-
heitlichung unter dem Motto "Über-
fremdung" haben die externen
LektorInnen kein einheitliches Profil;
sie haben weder ein Dienstverhältnis,
das sie zu einer Berufsgruppe machen
würde, noch vereint sie die Art ihrer
Lehrtätigkeit, die von Institut zu Insti-
tut verschieden ist und mit der sie aus
verschiedenen Gründen beauftragt
werden. Die Externen setzen sich also
aus mehreren Gruppen zusammen. Ein
großer Teil leistet freie wissenschaftli-
che Forschung, deren Ergebnisse über
die Lehraufträge an die Studierenden
vermittelt werden und die unumgäng-
lich sind sowohl für die Spezialisie-
rung als auch für die Innovation in der
Lehre. Ein anderer Teil kommt aus der
"Praxis" und bringt Erfahrungen in die
Lehre ein. Einen besonders wichtigen
Anteil an der Lehre haben Lehrbeauf-
tragte im Bereich der Sprachen. Hier
können einige Sprachen, insbesondere
die Gesamtheit der Sprachpraktika, von

2 1



Externe Lektorinnen

Internen nicht hinreichend bzw. gar
nicht unterrichtet werden (Dolmetsch,
aber auch Slawistik, Anglistik usw.).
Zentral ist auch ihr Beitrag zur Auf-
rechterhaltung des Lehrbetriebs an den
Kunsthochschulen. Doch auch in an-
deren Bereichen sieht es ganz und gar
nicht so aus, wie es in den Erläuterun-
gen zum Besoldungsgesetzesentwurf
als fadenscheiniger Vorwand für die
Quasiabschaffung der remunerierten
Lehraufträge stand: "Der ursprüngli-
che Zweck von Lehraufträgen, näm-
lich die Ergänzung der vom Stamm-
Hochschulpersonal derUniversität an-
gebotenen Lehrveranstaltungen durch
externe, weitgehend praxisorientierte
Vortragende, ist in den letzten Jahr-
zehnten immer stärker in den Hinter-
grund getreten. Der überwiegende Teil
derLehraufträge wird den schon haupt-
beruflich an der Universität tätigen
Universitätsassistenten erteilt, die auf
diese Weise den Großteil des
Lehrveranstaltungsangebotes der Uni-
versitäten in vielen Studienrichtungen
abdecken." Das mag für die Montan-
universität in Leoben oder einige ande-
re kleine Universitäten richtig sein. Tat-
sächlich halten die externen
LektorInnen an den größten Fakultäten
Österreichs einen beträchtlichen, jazu-
weilen sogar überwiegenden Teil der
Lehre ab. Aus den bisher vorliegenden
Daten für WU Wien, GEWI und
GRUWI der Uni Wien geht hervor, daß
sie mit 38% resp. 49% (GRUWI) der
gesamten Lehre (inkl. ProfessorInnen)
und 57% resp. 71% (GEWI und
GRUWI) der gesamten Lehrauftrags-
stunden beauftragt werden. Und das
bei einer durchschnittlichen Lehrtätig-
keit des Stammpersonals von 4 bis 11
Semesterwochenstunden, je nach Grad
der Qualifikation (nicht Habilitierte 4
resp. 5, Habilitierte ca. 8, Profes-
sorInnen 10 resp. 11).

Neben dem Aspekt der notwendigen
Abdeckung der Lehre durch Externe
steht jener der Vertiefung und diversi-
fizierterSpezialisierung. Ineinigen Be-
reichen stellt dies eines der hervorra-
gendsten strukturellen Momente der
Entwicklung der letzten 10 bis 15 Jahre
dar. Während die kanonischen Fächer
weitgehend wenn nicht in allen
Studienrichtungen vom internen
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Lehrpersonal abgehalten werden, stel-
len die externen Lehraufträge in man-
chen Studienrichtungen oft die einzi-
gen Lehrveranstaltungen mit
Übungscharakter aus spezialisierten
Pflichtfächern dar. Weiters brachten
die "Externen" neue Forschungs-
richtungen sowie Fakultätslehrgänge,
für die es ein großes gesellschaftliches
Interesse gibt, an die Universitäten oder
tragen maßgeblich zu deren Funktio-

nieren bei.
Dies gilt etwa für die Landschafts-
planung und -gestaltung (Boku), für
interkulturelle Studien oder für Medien-
theorie.

Frauen in Sackgassenkarrieren und
ohne Netz

Die interdisziplinär ausgerichtete fe-
ministische Forschung und Gender-
forschung stellt eine der dynamisch-
sten Forschungsrichtungen der letzten
Jahre dar, die auf größtes universitäres
und gesellschaftliches Interesse stößt.
Und damit kommen wir an einen Punkt,
wo sich das Problem der Externen in
besonderer Schärfe manifestiert. Diese
Lehraufträge werden überwiegend
durch externe Lehrbeauftragte abge-
deckt (an der Uni Wien zu ca. 70%).
Bis vorkurzem wurden sie denUniver-
sitäten über ein Sonderkontingent zu-
gewiesen. Ein solches Sonder-
kontingent ist für die Universitäten, die
noch nicht im Wirkungsbereich des
UOG'93 stehen, gesetzlich vorge-
schrieben. Doch das Ministerium hat
die Festlegung und Vergabe dieses
Kontingents an die Senate der Univer-
sitäten übertragen, deren nicht gerade
hoher Frauenanteil zu Recht einiges
befürchten ließ:
eine 25%ige Kürzung dieser Stunden
an der Uni Wien wurde für das WS 96/
97 bereits beschlossen. Zwar konnte
für das kommende Studienjahr Mini-
ster Scholten beim zweiten Versuch
ein Erlaß abgerungen werden, der auf
die Beibehaltung dieser Kontingente
verweist (für den Hochschul-sport war
die Zuweisung eines Sonderkontin-
gents kein Problem gewesen), aber nie-
mand weiß, ob sich die Senate daran
halten werden. Die Autonomie der Uni-
versität droht hier bereits wieder in die
traditionelle Heteronomie für Frauen
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umzuschlagen.
Schließlich, und dies scheint ein zu-
mindest impliziter Schwerpunkt dieser
konservativen und planlosen "Struk-
turreform" durch den Sparstift zu sein,
wäre der ohnehin schon geringe Frauen-
anteil bei den Lehrenden an den Uni-
versitäten wieder um einiges vermin-
dert. Denn während der Anteil bei den
ProfessorInnen ganze 2,9% ausmacht,
beim gesamten Stammpersonal 18,7%,
liegt er bei den extemen LektorInnen

immerhin bei 24,7%. Außerdem kann
das gesellschaftspolitische und nun-
mehr gesetzlich verankerte Bestreben,
den Frauenanteil an den Universitäten
zu erhöhen, nur erfolgreich sein, wenn
genügend Frauen sich wissenschaft-
lich qualifizieren und vor allem habili-
tieren können (was im Regelfall Vor-
aussetzung für die Bewerbung um eine
Professur ist).

Die erwähnten Maßnahmen würden
eine solche Qualifizierung von Frauen
jedoch massiv behindern. Denn einer-
seits würde die Überlastung des inter-
nen Mittelbaus durch Lehre und Ver-
waltungsarbeit (die sich mit der im
UOG 93 verankerten Selbstverwaltung
der Universität stark vermehrt) die
Verfassung einer Habilitationsschrift
noch weiter erschweren; andererseits
würden viele hochqualifizierte freie
WissenschafterInnen unter den Exter-
nen ohne Lehrauftragsmöglichkeit in
ihrer Karriere in Richtung Habilitation
stark beeinträchtigt oder zum Abbruch
gezwungen.

Denn da es in Osterreich keine hinrei-
chende Infrastruktur für Forschung und
Wissenschaft außerhalb der Universi-
tät gibt, stellt der Lehrauftrag für viele
freie WissenschafterInnen einen wich-
tigen Existenzpfeiler dar.
Dies um so mehr in Zeiten, in denen die
Gelder für Grundlagenforschung mas-
siv gekürzt werden und die Anzahl der
Habilitationsstipendien bis auf die Hälf-
te reduziert wird. Auf die bildungs-
und demokratiepolitischen Implikatio-
nen dieser Entwicklung einzugehen
würde aber den - stets zu engen -
korporatistischen Rahmen dieses Arti-
kels sprengen.
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Verrechnungen, Berechnungen und
Engpässe, die nicht wegzurechnen
sind

Zwar wird die ursprüngliche Rechnung,
die hinter dem Besoldungsgesetz stand,
nun nicht aufgehen, aber noch ist nicht
klar, wonach sich die Neuberechnung
des Einsparungsziels orientieren wird.
Es wird zu fordern sein, daß die Um-
schichtung der Gelder für eine neue
Abgeltungsregelung für Interne nicht
wieder nur aus den finanziellen Mitteln
der Lehrauftragskontingente kommt.
Denn dann drohen nicht nur zusätzli-
che massive Einschnitte bei den Exter-
nen, sondern auch beim Lehrvolumen,
bei der Vielfalt der Lehre und damit
auch bei der Qualität des Studiums.
Dies trifft vor allem die Bereiche, in
denen das Betreuungsverhältnis am
ungünstigsten ist, und die nicht anla-
gen-, sondern lehrintensiv sind, wie die
erwähnten Fakultäten bzw. die WU,
wo auch die meisten externen
Lektorinnen tätig sind.
Eine weitere Reduktion der externen
Lehrbeauftragten nach dem kommen-
den Studienjahr hätte in jedem Fall
eine langfristige und noch größere
Überlastung des Stammpersonals zur
Folge, was mit einem weitgehenden
Forschungsstopp und einer Routini-
sierung sowie einer Eindimensiona-
lisierung der Lehre verbunden wäre.
Die schwerwiegendste Konsequenz
davon wäre, daß derart vereinheitlich-
te Studien eine homogene Masse von
Absolventinnen hervorbringen würde,
die, alle durch die selben Standard-
kursegeschleust, weder zu Flexibilität
noch zu diversifiziertem Einsatz in ei-
ner sich immer schneller verändernden
Arbeitswelt fähig wären. Diese
Eindimensionalisierung der Lehre mag
aus bürokratischen Gründen wün-
schenswert erscheinen, keinesfalls aber
von einem arbeitsmarkt- oder gar ei-
nem gesellschaftspolitischen Gesichts-
punkt her.

Zielsetzungen

Unsere Ziele sind die Verankerung ei-
nes Schlüssels für die Vergabe von
Lehraufträgen an Externe, der sich am
jetzigen Stand orientiert; die Beibehal-
tung derLehrauftragsvolumina und des
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Kontingents für frauenspezifische
Lehrveranstaltungen("Frauentopf" als
Übergangslösung bis zur Verankerung
dieses Lehrtyps in verschiedenen
Studienrichtungen) sowie die Aufhe-
bung oder zumindest die Verminde-
rung der 17%igen Remunerationskür-
zung nach der Übergangsphase wäh-
rend des Studienjahres 1996/97 (die
wir gemeinsam mit Vertretern der
Kunsthochschulen und dem Lektoren-
verband wiederholt, aber erfolglos zu-
rückgewiesen haben).
Die Praxis der Gewerkschaft Öffentli-
cher Dienst sowie die des Lektoren-
verbands, die Vertretung der Externen
bis dato weitgehend auf die Lektoren-
aktionen zu beschränken, erschien uns
problematisch, nicht zuletzt deshalb,
weil angesichts des Planstellenstopps
die fluktuierenden Lehraufträge die
einzige Öffnung der Universitäten für
den wissenschaftlichen Nachwuchs
sowie für die "Freien" darstellen. Un-
sere Argumentationslinie ist denn auch
in erster Linie strukturell begründet,
auch wenn die Externen zu einem nicht
unbeträchtlichen Teil zeitweise oder
dauernd, ganz oder teilweise existenti-
ell von den Lehraufträgen abhängig
sind, und sich damit ein großes soziales
und arbeitsmarktpolitisches Problem
auftut. (Viele leben als Freischaffende
oft mit weniger als 200.000,- Sch.
Jahreseinkommen, was sie für die GÖD
zuweilen als suspekt erscheinen läßt:
und zwar als "Wissenschaftspro-
letariat", das man zuweilen am liebsten
wegstreichen würde nach dem zwar
hehren, aber an den Entwicklungen der
Arbeitsverhältnisse vorbeigehenden
Motto: "Lieber weniger Sichergestell-
te als mehr Freischaffende und damit
prekär Situierte"). Die Lehraufträge an
Externe können jedenfalls nicht unter
dem Aspekt der Kompensierung sozia-
ler Ungleichheit und Ungerechtigkeit
beurteilt, vergeben oder preislich ge-
staffelt werden. (Es gibt dabei natür-
lich nichts dagegen einzuwenden, daß
die sogenannten Prestigelektoren
nichtremuneriert lesen, wenn sie das
wollen, es könnte ihrem Prestige si-
cher nur noch zuträglicher sein, wobei
hier jedoch die eingeführte Deckelung
der nichtremunerierten Lehraufträge
gewiß ein Problem darstellt).
Um die sich an bestimmten Instituten
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abzeichnenden Ausschlußtendenzen zu
verhindern, fordert das Aktionskomitee
eine aliquote Kürzung und nicht eine,
die ausschließlich oder überwiegend
auf Kosten der Externen geht.
Als Auftakt für eine längerfristige Rea-
lisierung von Entwürfen, mit deren
Hilfe die Situation der Externen kon-
kretisiert und nach außen dargestellt
werden soll, hat das Aktionskomitee
zwischen März und Juni eine
Veranstaltungsreihe unter dem Titel
"Stein's Translectures" veranstaltet.
Dabei wurde die Tätigkeit externer
Lektorinnen im Zuge von Lesungen
und Diskussionen reflektiert. Der vor-
läufige Abschluß fand im MAK statt;
eine Publikation ist vorgesehen. Im
Herbst soll die Reihe fortgesetzt wer-
den.
Im Hinblick auf eine längerfristige Or-
ganisierung und Absicherung wurden
verschiedene Modelle andiskutiert:
unter anderem ist das Aktionskomitee
mit der Gewerkschaft "Kunst, Medien,
Freie Berufe" in Kontakt getreten und
hat für das kommende Wintersemester
eine Veranstaltung für die Ausarbei-
tung von Modellen ins Auge gefaßt.
Denn erst wenn alle freischaffend Tä-
tigen über ein soziales Netz abgesi-
chert sind, kann eine Änderung der
derzeitigen Ankoppelung der umfas-
senden Sozialversicherung an die
Lehrauftragsremuneration für alle Ex-
ternen, die nicht im Bundesdienst sind,
überhaupt ins Auge gefaßt werden.
Schließlich wurde der Verein
"Interessensgemeinschaft Externe
Lektorinnen und Freie Wissenschaf.
terlnnen" gegründet.

] ) Diese Durchnittswerte gehen aus den bisher gelieferten Daten
über die Lehrtatigkeit hervor. Sie betreffen WU Wien, GEWI
und GRUWI der Uni Wien und beziehen sich auf das WS 1994/
95 sowie auf das SoSe 1995.

Dr. A. Pechriggl
(Institut für Philosophie,

Aktionskomitee Externe Lektorinnen
E-Mail:

Aktionskomitee.Zeitgeschichte@univie.ac.at )
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Der Standpunkt des Österreichischen
Lektorenverbandes
Federico Holler

Der Doppelschlag der Regierung ge-
gen den sogenannten Mittelbau und
gegen die Studierenden ließ eine fast
natürliche Allianz entstehen. Für den
außenstehenden Beobachter schien es
wohl klar zu sein, warum die Schüler
sich so leicht damit abfanden, daß ihre
Lehrer an einigen Universitäten vier
Wochen lang keinen Unterricht abhiel-
ten. Die Solidarität zerbrach terminge-
recht am Ende der Osterferien. Gerade
rechtzeitig, damit es den Lehrbeauf-
tragten noch möglich sei, die noch nicht
abgehaltenen Stunden nachzuholen und
damit die drohende Gefahr einer
Honorarkürzung wegen nicht vollstän-
diger Abhaltung abzuwenden. Das
Schlagwort vom "externen Lehrbeauf-
tragten ohne Dienstverhältnis" war ge-
boren, doch niemand wußte, wie den
armen Leuten zu helfen sei. Am 22.
Februar war der Lektorenverband zum
ersten Mal mit dem Argument des
Dienstgebers konfrontiert worden, die
Reduktion der Lehrauftragshonorare sei
so zu verstehen, daß man nun "Markt-
preise" zahlen wolle. Der Staat hält ein
Arbeitgebermonopol: welcher Markt
also? Was die Preise betrifft, so sollten
es 29% weniger sein. Der Lehrbeauf-
tragte sei ein freier Unternehmer, hieß
es, und müsse ein Risiko tragen, so die
Vertreter des Bundesministeriums wei-
ter. Gut, Risiko gibt es, aber keine
Beschäftigungsmöglichkeit bei priva-
ten Universitäten. Alle diese so leicht-
hin gesprochenen Scheinargumente
klingen wie Hohn, wenn man die rea-
len Existenzmöglichkeiten der Lehr-
beauftragten kennt, die wichtige Jahre
ihres Lebens der Universität gewidmet
haben, der Universität, die sich des
Vertrauens nicht würdig erwiesen hat.
Viele Lehrbeauftragte sind Opfer einer
falschen Bildungspolitik in der Ver-
gangenheit, fanden sich nach Abschluß
ihres Studiums auf einem Arbeitsmarkt
wieder, der nicht viel mehr ist als Fik-
tion. Als Teilbeschäftigte ohne jede
Sicherheit arbeiteten sie oft an den In-
stituten, an denen sie studiert hatten.
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Sie knieten sich in ihre Arbeit hinein,
erwarben nebenbei praktische Erfah-
rungen, beteiligten sich an wissen-
schaftlichen Projekten, hofften, es wür-
de sich etwas bessem, man würde ihre
Leistung anerkennen. Ohne die billige
Arbeitskraft und den Einsatz der Lehr-
beauftragten hätte an vielen Instituten
seit Jahren der Lehrbetrieb nicht in der
gegenwärtigen Form aufrecht erhalten
werden können. Man werde keine Lehr-
beauftragten verlieren, hörten wir im-
mer wieder, denn sie könnten auf die
Arbeit nicht verzichten. So ist es. Aber
wird man noch genügend qualifizierte
Experten als Lehrbeauftragte gewin-
nen können? Ist die damit eingeleitete
Tendenz zu Billiglehrern noch eine
Garantie für solide Ausbildung? Lehr-
aufträge sind nun nicht mehr umsatz-
steuerpflichtig. Ist es wirklich ein Vor-
teil für die "kleinen Unternehmer, die
ein Risiko tragen müssen", auch auf
die Möglichkeit des Vorsteuerabzugs
verzichten zu müssen? Die Studieren-
den wußten nichts von der prekären
Lage dieser Universitätslehrer, die in
vielen Bereichen weitgehend für ihre
praktische Ausbildung verantwortlich
sind und ihnen als verantwortliche Prü-
fer entgegentreten. Nun, nachdem der
Lektorenverband als erster Berufsver-
band auf das unlösbare Problem der
externen Lehrbeauftragten aufmerksam
gemacht hatte, erkannten auch die Ge-
werkschaft, der Dienstgeber und die
anderen Gremien und Verbände, welch
ungeheurer Schlag gegen eine relativ
große Kollegengruppe geführt werden
sollte. Freilich wußte niemand eine Lö-
sung, auch die von den Betroffenen
selbst gegründeten Aktions-und Basis-
komitees nicht. Im Laufe der Verhand-
lungen wurde erreicht, daß die Reduk-
tion derLehrauftragshonorare nur noch
etwa 17% betragen wird. Wie dem
auch sei, 17% weniger bei gleicher
Arbeit ist und bleibt unmoralisch und
führt zu einer Unterminierung des Ver-
trauens in die universitäre Landschaft
Österreichs. Wir können nur hoffen,
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daß damit kein Präzedenzfall geschaf-
fen wurde und in nicht allzu ferner Zeit
unter dem Etikett des Sparens auch
andere Gruppen substantielle Einbu-
ßen hinnehmen werden müssen. Es mag
tröstlich sein, daß die dargestellten Vor-
gänge nicht ausschließlich hausge-
macht sind. Sie müssen vielmehr als
eine über unsere Grenzen hinausge-
hende Tendenz gedeutet werden, den
Arbeitnehmerschutz sukzessive abzu-
bauen; dies ist in den letzten Monaten
von Rom bis Stockholm immer er-
schreckender zutage getreten.

Mag. F. Holler
(Obmann d. österr. Lektorenverbandes,

Universitätslektor an der
Universität Graz)

2/96



Chancen und Problemfelder
theologischer Karrieren
Christian Friesl
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Mehr als zwei Jahre arbeitete das Insti-
tut für Pastoraltheologie an der Studie
„Christsein als Beruf. Chancen und
Problemfelder theologischer Karrie-
ren". Zwischen November '95 und
April '96 wurden (mit wesentlicher
Unterstützung der BUKO, derhierherz-
lichst gedankt sei) die Untersuchungs-
ergebnisse in verschiedenen Veranstal-
tungen vorgestellt und diskutiert.
"Christsein als Beruf" versteht sich als
pastoralsoziologische Pilotstudie, de-
ren Globalziel es ist, die verschiedenen
beruflichen Laufbahnen von (ehemali-
gen) Theologiestudentinnen zu erfor-
schen. Die Studie geht der Bedeutung
der absolvierten Ausbildung nach, er-
forscht die aktuelle berufliche Situati-
on der Theologinnen und analysiert
ihren Standort in und außerhalb der
Kirche. Zielgruppe bzw. Grund-
gesamtheit des Projekts waren die
InskribentInnenderStudienjahre 1971-
1986 aller Katholisch-Theologischen
Fakultäten und Hochschulen in Öster-
reich. Ergänzungsstudien befaßten sich
mit den (ehemaligen) Studierenden der
Evangelisch-Theologischen Fakultät
und den Absolventinnen des „Semi-
nars für kirchliche Berufe" in Wien. i)
Untersucht wurden jeweils sowohl
Absolventinnen als auch Studien-
abbrecherInnen,befragt wurden insge-
samt etwa 2.000 Personen.

Theologiestudium: Anerkennung
und Kritik

Das Theologiestudium wird von den
Befragten äußerstpositiv beurteilt: 19%
der Absolventinnen sind damit sehr
zufrieden, 65% zufrieden. Nur 11%
bzw. 2% geben an, weniger oder nicht
zufrieden zu sein (Rest auf 100%: kei-
ne Antwort). Es ist das Klima an den
Theologischen Fakultäten, das den ehe-
maligen Studierenden am positivsten
in Erinnerung geblieben ist: 84% der
Absolventinnen sind etwa der Mei-
nung, daß die „gute Atmosphäre an der
Fakultät/Hochschule... das Studium er-

leichtert hat". Widerlegt wird die The-
se, das Theologiestudium habe wenig
mit dem persönlichen Glauben zu tun.
Zwar meinen 35%, „mein Glaube kam
im Studium nicht vor", insgesamt je-
doch wurde die Verbindung von Theo-
logie und Person von 81% der
Absolventinnen als zufriedenstellend
erlebt. Positiv beurteilt wird auch die
Kompetenz der Professoren: Vier Fünf-
tel der Absolventinnen und auch zwei
Drittel der AbbrecherInnen schätzen
deren guten Einblick in die Probleme
von Gesellschaft und Kirche.
Kritik wird laut, wenn es um den Studi-
engang an sich geht: Am stärksten kri-
tisiert wird die didaktische Vermitt-
lung der Theologie, zwei Drittel der
Absolventinnen fanden sie als unzu-
reichend. Etwa der Hälfte der
Absolventinnen (53%) war „die per-
sönliche Begegnung mit den Lehren-
den... zu wenig intensiv". Ebensoviele
(53%) kritisieren den Studienplan: Er
war zu starr und ließ kaum Platz für
Wahlmöglichkeiten. Die deutlichste
Kritik am Theologiestudium richtet sich
auf dessen Praxisrelevanz: Nur ein
Viertel (26%) der Befragten ist der
Ansicht, daß ihre im Studium erworbe-
ne Qualifikation den Anforderungen
des derzeitigen Berufs entspricht.

Die Berufsziele der Theologinnen

Fast die Hälfte der Absolventinnen
(47%) wollte zum Zeitpunkt der
Studienentscheidung Priester werden,
ein Drittel (33%) nannte Religions-
lehrerin als Berufsziel, 10% gaben
Pastoralassistentin an. Alle anderen be-
ruflichen Vorstellungen bleiben ohne
Bedeutung. Analysiert man die Be-
rufsziele nach dem Geschlecht der
Befragten und ihrem Inskriptions-
zeitpunkt, werden die Veränderungen
in den beruflichen Optionen deutlich.
Zwischen 1971 und 1986 verliert das
Berufsziel Priester bei den Männern an
Bedeutung, allerdings ist dieser Rück-
gang weniger dramatisch als angenom-
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men: Wollten zwischen '71 und '76
noch 69% Priester werden, sind es zehn
Jahre später 57%. Das Berufsziel
Religionslehrerin hat einen Bedeu-
tungszuwachs erfahren: Während nur
25% der Befragten der Inskriptions-
jahre 1971-76 Religions-lehrerin als
Berufsziel angaben, sind es zehn Jahre
späterbereits 41 %. Dieser Bedeutungs-
zuwachs ist vor allem durch die zuneh-
mende Inskription von Frauen begrün-
det, die insgesamt zu zwei Drittel (66%)
diesem Berufsziel zuneigen. Auch der
Beruf des/der Pastoralassistenten/in
wurde im Untersuchungszeitraum deut-
lich wichtiger. Die Bedeutung dieses
Berufsziels verdoppelte sich zwischen
1971-76 und 1976-81 (von 5% auf
12%), es war vor allem Frauen wichtig.

Gründe gegen den Priesterberuf

Trotz der hohen Bedeutung des Be-
rufsziels Priester ergreift letztendlich
nur ein geringer Teil der Studierenden
den Priesterberuf (nämlich 33% jener
Männer, die das Berufsziel Priester zu
Studienbeginn vertraten). Die größte
Bedeutung für die Entscheidung gegen
den Priesterberuf hatte die Dimension
Zölibat/Partnerschaft, die für insgesamt
86% wichtig ist. Für 59% spielt die
kirchliche Dimension eine wesentli-
che Rolle, etwa ein „Priesterbild, das
meinen Vorstellungen nicht entspricht"
(59%) oder eine „zu geringe Identifi-
kation mit der derzeitigen Gestalt von
Kirche" (47%). Die guten Berufschan-
cen als Laientheologe haben für ein
knappes Drittel die Entscheidung ge-
gen den Priesterberuf beeinflußt. Nur
wenige hatten das „Gefühl, für den
Priesterberuf zu wenig gläubig" (19%)
oder zu wenig „qualifiziert zu sein"
(16%).

Chancen und Probleme der berufli-
chen Situation

Die Kirche ist ein Dienstgeber wie je-
der andere. Diesen Eindruck ergibt der
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Vergleich von beruflichen Erfahrun-
gen, die TheologInnen mit der Kirche
und außerkirchlichen Dienstgebern
machen: Kirchliche Bedienstete wer-
den beim Berufseinstieg genauso un-
terstützt wie außerkirchliche; die be-
rufliche Weiterentwicklung wird in
ähnlicher Intensität gefördert; Konflikte
mit Vorgesetzten sind da wie dort sel-
ten; Kolleginnen werden vor allem als
Unterstützung erlebt. Unterschiede in
der Einschätzung der Dienstgeber er-
geben sich dennoch: Die Kirche scheint
entgegenkommend zu sein, wenn Be-
schäftigten Fehler passieren: 82% der
kirchlich Bediensteten gegenüber 71 %
der außerkirchlich Angestellten schät-
zen ihren Dienstgeber in dieser Frage
als „tolerant" ein. Die Aufstiegsmög-
lichkeiten werden in außerkirchlichen
Berufen weit besser beurteilt: Sie sind
für - ohnehin geringe - 45% der außer-
kirchlich Beschäftigten zufriedenstel-
lend, bei den kirchlich Bediensteten
sind allerdings nur 28°Io zufrieden.
Nach Ansicht der Befragten erfahren
Frauen in kirchlichen Berufen (31%)
stärkere Benachteiligung als in außer-
kirchlichen Tätigkeiten (18%). Eine
Trennung von Beruf und Privatleben
ist im kirchlichen Dienstverhältnis
(58%) schwieriger als im außer-
kirchlichen (40%).

Neue Perspektiven für theologische
Karrieren

Im Anschluß an das Projekt nahmen
etwa 80 Personen am 26./27.4. in Linz
an einem Symposium teil, das vorn
Institut für Pastoraltheologie der Uni-
versität Wien und der BUKO veran-
staltet wurde. Einige wichtige Ergeb-
nisse werden hier auszugsweise doku-
mentiert:

(Neue) Berufsfelder und Berufs-
profile für TheologInnen

* Als das von der Ausbildung her ty-
pisch Theologische und ihre besondere
Stärke benennen TheologInnen: das Er-
kennen von Strukturen und Zusam-
menhängen vor dem Hintergrund des
theologischen Fachwissens; eine kriti-
sche Wirklichkeitsdeutung und
Glaubensreflexion; Glaubens- und
Traditionsübersetzung; die Fähigkeit
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zurBegründung sozialenEngagements
und politischen Handelns; Komm-
unikations- und Konfliktfähigkeit.
* TheologInnen erkennen ihr Potenti-
al, das sie in Gesellschaft und Kirche
einbringen können. Neben dem Enga-
gement in den „klassischen" kirchli-

chen Berufsfeldern (Priester,
Religionslehrerinnen, Pastoralassis-
tentinnen) wollen sie vor allem an fol-
genden Orten tätig sein: Lebens und
Glaubensbegleitung, sozial-caritatives
Engagement; Bildung und
Gesellschaftspolitik; Leiten und Füh-
ren; Wissenschaft.

Herausforderungen an das
Theologiestudium der Zukunft
* Die Verbindung zwischen wissen-
schaftlicherTheologieund den Lebens-
problemen der Menschen soll herzu-
stellen gelernt werden. Es geht um das
Erlernen von Fähigkeiten zur Trans-
formation von Theologie (in die ver-
schiedenen Lebens- und Berufsfelder)
und nicht um die Weitergabe von pa-
storalen oder katechetischen Rezep-
ten.
* Die hochschuldidaktischen Fähig-
keiten der Dozentinnen sollen verbes-
sert werden (Fortbildung). Die didakti-
schen, kommunikativen und persönli-
chen Fähigkeiten sollen bei Berufun-
gen mitentscheidend sein.
* Der von Studierenden vielfach geäu-
ßerte Wunsch nach Wahlmöglichkeit

ist zu unterstreichen. Möglichkeiten
der Verwirklichung in diese Richtung
sind aufzugreifen: Neben der Festle-
gung von unverzichtbaren Inhalten für
das Theologiestudium ist die Schaf-
fung eines ausreichenden Angebots von
wählbaren Schwerpunkten zu sichern.
* Auf die Vermittlung von auf die
Praxis gerichteten Grundkompetenzen
ist mehr Wert zu legen. Dies soll unter
anderem durch folgende Maßnahmen-
geschehen: Vermittlung vonKenntnis-
sen im human- und sozialwissenschaft-
lichen Bereich (Wahlfächer); Arbeit
an didaktischen, praktischen und so-
zialen Kompetenzen in kommunikati-
ven Lehrveranstaltungen; Motivation
zur praxisorientierten Selbstbildung
während des Studiums, aber auch nach
der Universitätslaufbahn im Sinne ei-
nes „lebenslangen Lernens"; frühzeiti-
ge Öffnung von Orientierungsmöglich-
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keiten hinsichtlich beruflicher Felder.
Für eine berufsqualifizierende Grund-
ausbildung sind nicht nur die Fakultä-
ten sondern auch die Dienstgeber
(Berufseinführungsphase) verantwort-
lich.

Chancen und Problemfelder der kon-
kreten beruflichen Situation
* Die derzeitige männlich-zölibatäre
Amtsform wird als eine nicht berech-
tigte Einschränkung erlebt. Darüber
hinaus sind Frauen in Ausbildung und
beruflicher Praxis als Subjekte (Stu-
dierende und Berufstätige) und Objek-
te (z.B. Themen wissenschaftlicher
Forschung) stärker zu fördern.
* Präzise Stellenbeschreibungen und
Anforderungsprofile vermindern die
Unsicherheit hinsichtlich der berufli-
chen Rollen. Stellen- und Arbeitsplatz-
beschreibungen von offenen Posten sol-
len in Betriebsaussendung und Amts-
blatt veröffentlicht werden.
* Laufbahnplanung und -beratung stel-
len - vor allem für die pastoralen Dien-
ste von Laien und Priestern - langfristi-
ge Perspektiven im kirchlichen Beruf
sicher. Diözesane Laufbahn- und
Karriereberaterinnen für pastorale Be-
rufe wären ein Weg in die richtige
Richtung.

Genauere Informationen zu allen Teilprojekten
sind in folgenden Varianten erhältlich: Die Ar-
beitsstelle für kirchliche Sozialforschung (Berg-
gasse 11/2/12, 1090 Wien) bietet unter dem Titel
„Christsein als Beruf` eine Zusammenfassung
aller drei Studien an (Bestellungen: 31338-
260,Preis: ÖS 80.-). Ein Buch zum Thema er-,
scheint im Herbst im Verlag Tyrolia.

!1 Aus Plat<,gründen befaßt sich dieser Beitrag ausschließlich

mit der Situation der Katholischen TheologInnen.

Mag. Ch. Friesl
(Institut für Pastoraltheologie,

Universität Wien
E-Mail: christian.friesl@univie.ac.at)
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Eine unglaubliche Veranstaltung
Kultursprecher der politischen Parteien an der Akademie

Michael Herbst

An der Akademie der bildenden Kün-
ste standen im Rahmen der „Instituts-
gespräche" (eine Veranstaltungsreihe
mit Diskussionscharakter am Institut
für Bildnerische Erziehung und Kunst-
wissenschaften) die Kultursprecher der
politischen Parteien Rede und Antwort.
Bis auf die Grünen waren alle parla-
mentarischen Parteien vertreten. The-
men der Auseinandersetzung waren
Kulturselbstverständnis und Program-
matisches zur Kultur und der Beitrag
der Parteien zu ästhetischer Bildung
und einem kulturfreundlichen Klima
in Österreich.
Eine unglaubliche Veranstaltung!
Der von manchen Kultursprechern un-
ter Beweis gestellte Unsachverstand
macht wundern, daß in Osterreich trotz
allem so viel Kultur möglich ist. Viel-
leicht gerade deshalb.
Eingangs erläuterten die Kultursprecher
ihre Positionen zur Kulturpolitik:
Krüger von der F belehrte ein fachkun-
diges Publikum über freiheitliche
Kunstbeurteilungskriterien, der roten
Subventionsmafia müsse das Hand-
werk gelegt werden, es müsse endlich
gesagt werden, was Kunst ist und was
nicht (in dieser Diktion gab es das
schon einmal vor nicht allzu langer
Zeit) und Krüger belegte auch sofort
die Machbarkeit solcher Urteile
kunstgeschichtskundigst mit den Wor-
ten (Zitat): „Sie, aber was erzähle ich
ihnen, kennen den Konflikt zwischen
dem Schönen und dem Häßlichen in
der Kunst schon seit dem 14. Jahrhun-
dert (sic). Die Zeitgenossen Dürer und
Bosch sind ja typische Vertreter für das
Ästhetische und das Häßliche."
Albrecht und Hieronymus wären für
Krüger kein Streitfall bei der Vergabe
von Förderungen gewesen, ist doch der
Hase ein so nettes Tier und sind doch
die allegorischen Figuren der Hölle aus
dem Garten der Lüste so unappetitliche
Kerle. Krügers Meldung verursachte
lautes Gejohle im Auditorium - mir
vergeht das Lachen, wenn ich daran
denke, daß eine Partei wie diese immer
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stärker wird.
Stippel von der SPÖ wußte seine kul-
turpolitische Blöße nur mit einem wel-
ken Feigenblatt zu bedecken (Zitat):
„Sehr geehrte Damen und Herren, die
SPÖ ist eine Kulturpartei, sie versteht
sich als solche, denn bedenken sie, sehr
geschätzte Damen und Herren, die frü-
he Arbeiterbewegung war immer schon
eine Kulturbewegung." Diesen Satz
wiederholte Stippel mehrmals stereo-
typ, beteuerte darüberhinaus sein uner-
müdliches Engagement für Kultur und
Bildung in diesem Lande, sich gleich-
zeitig dafür entschuldigend, daß er nicht
so viel davon verstehe.
Schmidt vom Liberalen Forum ent-
warf ein breites Bezugsfeld davon, was
für sie und ihre Partei Kultur in einem
Land wie Österreich sein kann. Der
Bogen spannte sich vom Bekenntnis
zum liberalen Umgang mit künstleri-
schen Äußerungen, über die Feststel-
lung, Kunst sei grundsätzlich politisch,
da sie immer Ausdruck von Menschen
sei, die aus einem gesellschaftlichen
Kontext heraus agieren, in dem Kunst
auch ein Kritikinstrument sei, bis zum
notwendigen Traditions- und Ge-
schichtsbewußtsein, der Sprachkultur,
der politischen Kultur und der Tole-
ranz, ohne die Verständigung über
Kunst und Kultur nicht möglich sei.
Die „Kulturplakataktion" der F verur-
teilte sie scharf als geschmacklos und
inakzeptabel und als Negativbeispiel
für ein Kulturklima, das so in Öster-
reich nur die F wolle.
Dies taten auch Morak und Brinek von
der ÖVP. Morak ortete den Grund für
den schleichenden Niedergang der
österreichischen Kultur einerseits im
viel zu geringen Kulturbudget und der
Tatsache, daß davon vier Fünftel in die
Erhaltung der Museen, Bundestheater
und Kulturgüter fließe und nur ein knap-
pes Fünftel aktives Kulturbudget sei.
Außerdem wünschte sich die ÖVP ein
kulturfreundlicheres Klima und eine
breitere Akzeptanz der Kulturschaf-
fenden in der Öffentlichkeit. Was mit
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dem, von allen Politikern als knapp
bedauerten Kulturbudget konkret und
prioritär, weil strukturell steuernd und
folgerichtig wirksam finanziert wer-
den soll, konnte mir mangels parteiin-
tern diskutierter Grundsatzpositionen
zur Kultur niemand der Angesproche-
nen beantworten.
Grundhaltungen, auch die von Partei-
en, werden vor allem durch die Summe
von Einzelentscheidungen deutlich -
Kulturlippenbekenntnisse (wie die in
der Regierungserklärung: Förderung
der kreativen Bildung) der kaum greif-
baren Dimension, „nonanet"fürs Schö-
ne, Wahre und Gute zu sein, helfen da
wenig. Konkreter wäre es schon, gera-
de dann in den diversen Ausschüssen
vehement gegen die immer wieder dro-
hende Kürzung derkulturtragenden und
musischen Fächer in der Schule oder
gegen die Abmagerung der kultur-
wissenschaftlichen Studien an den
Hochschulen aufzutreten.
Maßnahmen, die viel bewirkten, ohne
viel zu kosten, außer planvolles Agie-
ren gegen die Maxime: Zuerst das Fres-
sen, dann die Kultur.
Klare Konzepte wären gefragt, der Staat
kann hier vor allem in „knappen Zei-
ten" nicht ganz aus seiner Verantwor-
tung entlassen werden. Der Staat hat
nicht in der Manier barocken Mäzena-
tentums darüber zu befinden, was Kunst
ist und was nicht, er hat für Rahmenbe-
dingungen zu sorgen, die es Kultur-
schaffenden möglich machen, Kultur
zu entwickeln.
In Ermangelung gerade solcher, allge-
mein akzeptierter Rahmenbedingungen
sorgt ein kunstsinniger Minister für
das kulturelle Profil Österreichs weit
mehr, als es all denen lieb ist, die so wie
jemand in dieser Veranstaltung bedau-
ern, daß nur mehr Japaner „unser
Neujahrskonzert" spielen.

.

	

Mag. M. Herbst
(Institut für Werkerziehung,

Akademie der bildenden Künste, Wien)
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